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I. Begriff und Geltungsgrund des Völkerrechts

1. Definition des Völkerrechts

a) zum Begriff

"Völkerrecht":

 
Recht?







der Völker?

Rechtscharakter des Völkerrechts?

rechtliche Verbindlichkeit allgemein anerkannt 

bei Bruch des VöR werden Rechtfertigungsgründe bemüht

sittliche Motivation des Völkerrechts

Völkerrecht ist im wesentlichen das Recht der Staaten. 

Begriff Völkerrecht nur historisch erklärbar (sachlich unzutreffender Rekurs auf ius gentium). 

b) eine Definition:

Völkerrecht läßt sich in weitestgehender Übereinstimmung definieren als die Rechtsnormen, die Beziehungen der Völkerrechtssubjekte (also insbesondere der Staaten) untereinander regeln und die nicht der inneren Rechtsordnung eines dieser Völkerrechtsubjekte angehören.

Völkerrechtssubjekte:

Völkerrechtssubjekte sind Personen oder Verbände, genauer: Staaten und Staatenverbindungen, die unmittelbar durch das Völkerrecht berechtigt oder verpflichtet werden können: Staaten, Internationale Organisationen etc

Normen nicht der inneren Rechtsordnung: Berechtigung bzw. Verpflichtung darf nicht aus dem Staatsrecht herrühren. Problematisch bei internationalen Organisationen: Einordnung des sogenannten "internen Staatengemeinschaftsrechts"
2. Abgrenzung zu anderen Regelungskomplexen 

Völkercourtoisie: Darunter versteht man Verhaltensstandards in den internationalen Beziehungen, die zwar in aller Regel beachtet werden, die aber nicht völkerrechtlich vorgeschrieben sind ("Roter Teppich") ( reine Übung, Höflichkeit 

Internes Staatengemeinschaftsrecht: sog. Sekundärrecht: Völkerrecht im weiteren Sinne. 

Supranationales Recht: Recht bestimmter internationaler Organisationen (große Kompetenzdichte; unabhängige Organe, Mehrheitsbeschlüsse, Rechtsakte mit Wirkung in den Mitgliedstaaten (sog. Durchgriffswirkung). 

Europäisches Gemeinschaftsrecht: Recht der EG als supranationaler Organisation. Die EG ist wohl das am weitesten fortgeschrittenes Beispiel einer neuen, besonderen Entwicklungsstufe des Völkerrechts. 

EuGH und Literatur: eigenständige Rechtsordnung

Europarecht: im engeren Sinne das Recht der EG; im weiteren Sinne zusätzlich das Recht des Europarates einschließlich der Europäischen Menschenrechtskonvention 
Internationales Privatrecht: Das internationale Privatrecht ist kein internationales Recht. Es ist das nationale Kollisionsrecht, das bestimmt, welche Rechtsordnung zur Anwendung kommt bei einem Sachverhalt, der Bezüge zu mehreren Staaten und damit zu mehreren Rechtsordnungen hat. 

völkerrechtlichen Vorgaben dafür aus Territorialitätsprinzip

Quasi-völkerrechtliche Verträge: Vereinbarungen zwischen einem Staat und einer ausländischen Privatperson. Umstritten ist Zuordnung. Völkerrecht oder besondere lex mercatoria, d.h. Rechtsgrundsätze des internat Handelsverkehrs oder lex contractus
3. Funktion und Geltungsgrund des Völkerrechts
Rückführung auf ein außerhalb der Völkerrechtsordnung gelegenes Bezugssystem. Aus sich heraus kann man die Geltung von Recht nicht begründen.

Naturrechtsordnung, Religion, Vernunft, Natur des Menschen, Selbstbeschränkung der Freiheit etc 

Recht gilt, weil es erzwungen und durchgesetzt werden kann

Für nationales Recht kann man zur Beantwortung der Frage normativ auf den Rechtsgeltungsbefehl der Verfassung verweisen. Doch warum gilt die Verfassung?

Geltung des Völkerrechts zum Schutz eines allen Staaten gemeinsamen Wertekanons/ elementare Werte der Völkerrechtsgemeinschaft wie zwingende Menschenrechte, Sklaverei- und Folterverbot, Verbot des Menschenhandels und von Kriegsverbrechen ( Funktion des VölkerR: Zivilisierung int. Beziehungen

Rechtsbindung infolge einer Grundnorm, nämlich der Rechtsbindung durch Gewohnheit? 

Konsensprinzip: Das Völkerrecht gilt allein deshalb, weil es dem Willen der Staaten entspricht. 

Aber: 

· das Völkerrecht trägt seinerseits Legitimitätsstandards an den Staatswillen heran

· Anforderungen an den nachweisbaren Konsens des einzelnen Staates deutlich zurückgenommen

II. Entstehung und Entwicklung des Völkerrechts

1. Ursprünge

frühe Verträge

· 3100 v Chr zwischen zwei mesopotamischen Stadtstaaten 

· Schrifttafeln von Tell el-Amarna (um 2500 v. Chr.): Handelsvertrag zwischen den Königen von Ägypten und Babylonien 

frühe Form des Völkerrechts bei griechischen Stadtstaaten

( Koordinationsvölkerrecht zur Regelung der Meeresnutzung, gegenseitiger Beziehungen und des Fremdenrechts

Rom: fremde Völker wurden nicht als gleichberechtigt anerkannt. 

Handel mit den „Barbaren“ wurde vom ius gentium geregelt. Es galt nicht für den Verkehr zwischen Rom und anderen Staaten, sondern für den Verkehr zwischen Rom und den römischen Bürgern und nichtrömischen Privatpersonen auf dem Gebiet des römischen Imperiums ( ius gentium kein Völkerrecht!

Völkerrecht im heutigen Sinne entstand erst mit dem Entstehen der modernen Nationalstaaten im 16. und 17 Jahrhundert.

Doch zuvor schon Schriften, die sich mit grundlegenden Problemen etwa des Friedens und der Kriegs befassen (Thomas von Aquin, 13. Jhdt; Vitora, Suarez, 16. Jhdt). Es ging um die Frage des gerechten Kriegs (Hugo Grotius, De jure belli ac pacis, 17 Jhdt; heute allgemein als Vater des Völkerrechts bezeichnet), die Meeresnutzung oder das Streben der Territorialherren nach Unabhängigkeit von Kaiser und Papst. 

2. Meilensteine der Entwicklung des Völkerrechts

a) Das klassische VöR beginnt 1648, mit dem Westfälischen Frieden, der den 30jährigen Krieg beendete.
 

( erstmalige Nennung der Souveränität 

( moderner Staatsbegriff (Umwandlung des Personenverbands in eine territoriale Herrschaft) 

Souvänität: 

· äußere Souveränität: kein Staat ist Herrschaftsgewalt eines anderen unterworfen, sondern nur an grundsätzlich selbst mit geschaffenes Völkerrecht gebunden [Völkerrechtsunmittelbarkeit]) 

· innere Souveränität: die Ausübung der Staatsgewalt unterliegt keinen Einmischungen von außen noch eines Zustimmungsvorbehalts eines anderen Nicht-Staatsorgans

Jean Bodin, Vater des Begriffs: „Gewalt, Gesetze zu erlassen oder aufzuheben, umfasst zugleich alle anderen Rechte und Kennzeichen der Souveränität, so dass es streng genommen nur dieses eine Merkmal der Souveränität gibt. Alle anderen Souveräntitätsrechte sind darunter subsumierbar.“

"Der Staat ist definiert durch die dem Recht gemäß geführte, mit souveräner Gewalt ausgestattete Regierung (...) der Begriff Souveränität beinhaltet die absolute und dauernde Gewalt eines Staates, die im Lateinischen majestatis heißt"

Georg Jellinek (Dt Staatsrechtler des 19 Jhdt)

"[Souveränität ist] die Fähigkeit eines menschlichen Verbandes zu ausschließlicher rechtlicher Selbstbestimmung"

praktische Konsequenz der Souveränität war das Recht, einen Krieg zu führen; das galt bis zum Ende des 1. Weltkriegs.

Völkerrecht war nun ein wertneutrales Gefüge von Normen für den Verkehr von Souveränen und Staaten in Krieg und Frieden auf Grundlage der gegenseitigen Achtung der territorialen Unversehrtheit und Unabhängigkeit. Der Entfaltung militärischer und politischer Macht werden keine Grenzen gesetzt (( Imperialismus) 

Westfälischer Friede brachte Rahmen für friedliche Zusammenarbeit in Europa: Koexistenz von Katholiken und Protestanten; Basis für multilaterale Konferenzen; pacta sunt servanda; Mechanismus zur Streitschlichtung 

b) 1815: Wiener Kongreß. 

Die Grunzüge des Wiener Gleichgewichtssystems (Konzert) bestanden bis zum 1. Weltkrieg fort. 

Europa wurde durch die Schlussakte und nachfolgende Verträge mit einem soliden Bestand an völkerrechtlichen Regeln versehen:

( Koexistenzvölkerrecht mit drei Schichten:

1. gegenseitige Abgrenzung der staatlichen Souveränitätsräume 

2. Regelung des gegenseitigen Verkehrs: Diplomaten- und Konsularrecht, Recht der Verträge, Fremden- und Kriegsrecht

3. Fixierung eines gegenseitigen Machtgleichgewichts

Völkerrecht war noch sehr stark europäisch und transatlantisch und von weltanschaulicher Homogenität geprägt.

c) 1. Weltkrieg und Völkerbund

Völkerbund als ständiger zwischenstaatlicher Rahmen für die Beilegung von Streitigkeiten und die Wahrung des Friedens; Errichtung des StIGH

( (endgültiger) Beginn des Rechts der Internationalen Organisationen und der Friedenssicherung

Kriegsverhütungsrecht, aber noch kein generelles Kriegsverbot 

Art 11: 

„Ausdrücklich wird hiermit festgestellt, dass jeder Krieg und jede Bedrohung mit Krieg, mag davon unmittelbar ein Bundesmitglied betroffen werden oder nicht, eine Angelegenheit des ganzen Bundes ist, und dass dieser die zum wirksamen Schutz des Völkerfriedens geeigneten Maßnahmen zu ergreifen hat. Tritt ein solcher Fall ein, so beruft der Generalsekretär unverzüglich auf Antrag irgendeines Bundesmitglieds den Rat.“

Ausweitung des partiellen Kriegsverbots zum generellen Verbot im Briand-Kellog Pakt 1928

„die Staaten [verurteilen] den Krieg als Mittel zur Lösung internationaler Streitfälle und verzichten auf ihn als Werkzeug nationaler Politik in ihren gegenseitigen Beziehungen.“

d) UNO, 1945 gegründet

Friedenserhaltung und Wahrung der Menschenrechte

Gewalt- und Kriegsverbot.

Das moderne Völkerrecht des 20. Jhdt ist geprägt von 
· Ausweitung der Materien und der Völkerrechtssubjekte 

· Zurückdrängen des den Staaten vorbehaltenen Bereichs der domaine réservé
· Universalisierung des Völkerrechts infolge Dekolonosalisierung

Aber: weltanschaulicher Pluralismus, Heterogenität

· Herausforderungen für das VöR durch Kommunismus seit 1989 erledigt, Islamischer Fundamentalismus, andere KulturkreiseN
· wachsende Interdependenz der Staaten wegen globaler Herausforderungen/Globalisierung ( Völkerrecht wird Kooperationsrecht; mehr vör Verträge; ius cogens
· Konstitutionalisierungsprozesse: Völkerrecht als Weltverfassungsrecht bzw. internationales Verfassungsrecht
Äußere Souveränität  heute: beschränkte, nicht mehr absolute Souveränität  wegen Notwendigkeit der Einfügung in die internationale Gemeinschaft. 

Grenzen der Souveränität im modernen Völkerrecht

(1) Einbindung in internationale Organisationen, evtl unter Übertragung

von Hoheitsrechten (EG, EU/UN) 

(2) wirtschaftliche Abhängigkeiten

(3) Bindung an nicht selbst konsentierte völkerrechtliche Normen

(4) Geltung des Völkerrechts im innerstaatlichen Rechtsraum ?

(5) Verbot des Krieges

III. Besonderheiten des Völkerrechts

1. Völkerrecht: Von der Koexistenz über die Koordination zur Kooperation

a) Das genossenschaftliche Völkerrecht der Koordination 

· genossenschaftlicher, dezentralisierter Charakter

keine zentralen Organe

Völkerrecht ist nur eine Konkretisierung des Grundsatzes der äußeren Souveränität der Staaten und daher grds nur eine Koordinationsordnung, in der und durch die die Staaten ihr Verhalten aufeinander abstimmen

· einvernehmliches Zusammenwirken, Konsens, bona fides

Völkerrecht kann nur wirksam werden, wenn die Staaten die übernommenen Verpflichtungen nach Treu und Glauben erfüllen. Das gilt auch und gerade bei Zwangsmaßnahmen nach Kapitel VII UN-Charta.

Ausdruckformen von Treu und Glauben in zwischenstaatlichen Beziehungen:

venire contra factum proprium 

clausula rebus sic stantibus

Verbindlichkeit einseitiger Rechtshandlungen 

Verbot des Rechtsmißbrauchs 

· Gegenseitigkeit (Reziprozität)

Denn kein Subordinationsverhältnis 

Mangel an zentralen Organen betont Notwendigkeit von Gegenseitigkeitsmechanismen

Gegenseitigkeit prägt die Erzeugung völkerrechtlicher Normen und deren Beachtung, ferner die Wirksamkeit von speziellen Zugeständnissen

Gegenseitigkeitsklauseln in Verfassungen:

Art. 55 der französischen Verfassung: „Die ordnungsgemäß ratifizierten oder genehmigten Verträge oder Abkommen erlangen mit ihrer Veröffentlichung höhere Rechtskraft als die Gesetze, vorausgesetzt, daß die Abkommen oder Verträge von den Vertragspartnern angewandt werden.“

Art. 28 I 2 griechische Verfassung: 

„Die Anwendung der Regeln des Völkerrechtes und der internationalen Verträge gegenüber Ausländern erfolgt stets unter der Bedingung der Gegenseitigkeit.“ Art. 11 S. 2 italienische Verfassung: „Unter der Bedingung der Gleichstellung mit den anderen Staaten stimmt es [Italien] Souveränitätsbeschränkungen zu, die für eine Ordnung notwendig sind, welche den Frieden und die Gerechtigkeit unter den Nationen gewährleistet. 

Gedanke der Gegenseitigkeit auch in der völkerrechtlichen Selbsthilfe (Repressalie, Retorsion, Leistungsverweigerung bei Nichterfüllung von Verträgen) und im – nicht anerkannten - tu quoque-Argument. 

· grundsätzliche Selbstbeurteilung und Selbstdurchsetzung der eigenen völkerrechtlichen Rechte und Pflichten durch die Staaten

· grundsätzliche Relativität der Rechte und Pflichten der Staaten: völkerrechtliche Pflichten nur zwischen einzelnen Staaten 
grds. Dispositivität des Völkerrechts 

· hohe Bedeutung der Effektivität der gegenseitigen Koordination 

Wirksamkeit des Völkerrechts wegen Wirklichkeitsnähe

ex iniuria ius non oritur (( ex factis ius oritur 
b) Das moderne Völkerrecht als Kooperationsordnung der Staaten

Das moderne VöR dient nicht nur den Eigeninteressen der Staaten, sondern zunehmend auch der Durchsetzung der Allgemeininteressen der Völkerrechtsgemeinschaft (( Verpflichtungen erga omnes, s. unten). 

Wandel der Interessen und Instrumente 

Bündel bilateraler Rechtsverhältnisse ( zunehmend echtes objektives Recht 

wesentliche Änderungen und Tendenzen: 

· Ächtung des Krieges

· Kriegsverhinderung und Konfliktbewältigung

· Ausbau der internationalen Gerichtsbarkeit

· Die neuen Dimensionen der Völkerrechtsordnung:

Erweiterung der klassischen Völkerrechtsordnung

Ausweitung des Kreises der Völkerrechtssubjekte

Erweiterung des materiellen Völkerrechts

Neue Figuren: ius cogens, Pflichten erga omnes

Art. 53 der Wiener Vertragsrechtskonvention

"Im Sinne dieses Übereinkommens ist eine zwingende Norm des allgemeinen Völkerrechts eine Norm, die von der internationalen Staatengemeinschaft in ihrer Gesamtheit angenommen und anerkannt wird als eine Norm, von der nicht abgewichen werden darf und die nur durch eine spätere Norm des allgemeinen Völkerrechts der selben Rechtsnatur geändert werden kann".

("Any norm accepted and recognized by the international community of States as a whole as a norm from which no derogation is permitted and which can be modified only by a subsequent norm of general international law having the same character").

ILC´s Draft Articles on State Responsibility Article 48

Invocation of responsibility by a State other than an injured State

1. Any State other than an injured State is entitled to invoke the responsibility of another State in accordance with paragraph 2 if:

(a) The obligation breached is owed to a group of States including that State, and is established for the protection of a collective interest of the group; or

(b) The obligation breached is owed to the international community as a whole.

2. Any State entitled to invoke responsibility under paragraph 1 may claim from the responsible State:

(a) Cessation of the internationally wrongful act, and assurances and guarantees of non-repetition in accordance with article 30; and

(b) Performance of the obligation of reparation in accordance with the preceding

articles, in the interest of the injured State or of the beneficiaries of the obligation breached.

…

in neuerer Zeit ius cogens als Argumentationsfigur bei der Frage nach der Reichweite des Völkerstrafrechts und der Immunität 

Von der Kollektiv- zur Individualhaftung

2. Völkerrecht als (ergänzungsbedürftige) Rechtsordnung 

Rechtscharakter des Völkerrechts fehlt mangels Durchsetzbarkeit und vorgeordneter Zentralgewalt? Völkerrecht nur in juristische Form gegossene Politik?

a) Unterscheide Wirksamkeit und Verbindlichkeit

Recht organisiert und gestaltet die Gesellschaft; implizite Spannung zwischen Sein und Sollen

Reziprozität als Sanktionsmechanismus: Einhaltung des Völkerrechts wird auch durch gegenseitige Sanktionsmöglichkeiten gewahrt

Praxis stellt die grundsätzliche Verbindlichkeit des Völkerrechts als solches nicht in Frage; oft nur Streit um konkrete Inhalte völkerrechtlicher Regeln. 

Henkin: Almost all nations observe almost all principles of international law and almost all of the obligations almost all of the time.

Normative Steuerungskraft der Völkerrechtsordnung hängt von ihrer Internalisierung durch die Staaten ab. 

b) Nähe des Völkerrechts zur Politik, aber dennoch klar davon abzugrenzen. Wechselseitige Einwirkungen (vgl. zB Entstehungsvor. für Gewohnheitsrecht)

c) Ergänzungsbedürftigkeit des Völkerrechts durch das nationale Recht, um in die interne Rechtsordnung der Staaten eindringen zu können

vgl.  Heinrich Triepel: Völkerrecht als Oberbefehlshaber
Grundsätzlich bedürfen alle Normen des Völkerrechts einer Durchführung durch das staatliche Recht, um im Staat und nicht nur für den Staat verbindlich zu sein. 

Vollzug des Völkerrechts ist Sache des innerstaatlichen Rechts. Völkerrechtliche Verpflichtungen müssen durch nationales Recht implementiert werden ( Völkerrecht muss innerstaatlich in irgendeiner Form für anwendbar erklärt werden: 

· Adoptionstheorie

Nach der Adoptionstheorie wird die Anwendung des Völkerrechts im innerstaatlichen Recht dergestalt bewirkt, dass das Völkerrecht in das innerstaatliche Recht einverleibt wird. Dabei wird es aber nicht umgewandelt in nationales Recht, sondern bleibt Völkerrecht. Inkrafttreten, Wirksamkeit, Interpretation, Beendigung usw bestimmt sich nach Völkerrecht. Eine Beendigung eines Vertrags wirkt unmittelbar auch innerstaatlich. 

Verbindung mit Monismus

· Vollzugstheorie

Innerstaatlicher Vollzugsbefehl gibt den Vollzug des Völkerrechts im innerstaatlichen Bereich frei. Inkrafttreten, Wirksamkeit, Interpretation, Beendigung usw bestimmt sich nach VöR. Entspricht Adoptionstheorie. 

· Transformationstheorie

Das Völkerrecht wird in innerstaatliches Recht umgewandelt. Transformator ist meist das Zustimmungsgesetz zum Vertragsabschluß durch das Parlament. Inkraftreten, Wirksamkeit, Interpreation, Beeindigung usw bestimmt sich einerseits nach Völkerrecht, andererseits nach innerstaatlichem Recht. Eine Beendigung eines Vertrags wirkt daher nur völkerrechtlich, nicht aber innerstaatlich. 

Verbindung mit Dualismus

Im Rahmen der Transformationstheorie unterscheidet man noch zwischen genereller und spezieller Transformation.

Starke Trennung zwischen Völkerrecht und nationalem Recht unrealistisch. Daher geht die gemäßigte Transformationstheorie davon aus, dass die Verbindung des transformierten Rechts zum Völkerrecht nicht unterbrochen wird. Inkrafttreten, Wirksamkeit, Interpretation, Beendigung usw bestimmt sich daher weiterhin allein nach Völkerrecht.

Neue Entwicklung zu mehr „Supranationalität“

3. Die Rolle des einzelnen

Mediatisierung des Menschen: der Einzelne tritt dem Völkerrecht nicht unmittelbar als Berechtigter bzw. Verpflichteter gegenüber, sondern nur "vermittels" seines Staates. 

Gewährung diplomatischen Schutzes durch den Staat; eventuell einklagbar gemäß dem nationalen Verfassungsrecht. In Deutschland grundrechtliche Schutzpflicht mit Spielraum für die Staatsorgane.

Neueste Entwicklung des Völkerrechts lockert Mediatisierung, indem Individuen unmittelbar zu Trägern völkerrechtlicher Rechte oder Pflichten erhoben und in die Lage versetzt werden, diese Rechte auf völkerrechtlicher Ebene auch selbst geltend zu machen (etwa Individualbeschwerden im Menschenrechtsschutz oder Strafbarkeit vor dem ICC). 
IV. Subjekte des Völkerrechts

Völkerrechtssubjekte sind alle die Einheiten oder Organisationen, die Träger völkerrechtlicher Rechte und/oder Pflichten sind ( funktionaler Begriff; VöRsubjektivität nicht notwendig verbunden mit Territorium/territorialer Herrschaft (( Internationale Organisationen)

partikuläre VöRsubjekte: VöRsubjekte, die nur für manche, nicht für alle VöRsubjekte solche sind

partielle VöRsubjekte: sachlicher Wirkungsbereich ist auf bestimmte Fragen beschränkt. 

Grundsätzliche Unterscheidung: geborene (=ursprüngliche) und gekorene (=abgeleitete) Völkerrechtssubjekte

1. Staaten 
a) Elemente: Staatsvolk, Staatsgebiet und Staatsgewalt

Staat im Sinne des Völkerrechts liegt gemäß der Drei-Elemente-Lehre Georg Jellineks dann vor, wenn eine menschliche Gemeinschaft (= Staatsvolk) die volle Selbstregierung (= Staatsgewalt) über ein Gebiet (=Staatsgebiet) effektiv ausübt. 

Art. 1 der Inter-American Convention on the Rights and Duties of States (Montevideo, 26 Dezember 1933):  

'(a) a permanent population;

(b) a defined territory;

(c) Government; and 

(d) capacity to enter into relations with other States.'
Staatsvolk: Gesamtheit der Staatsan​gehörigen (( Personalhoheit)

Anknüpfungspunkte für die Staatsangehörigkeit je nach innerstaatlichem Recht. Anknüpfungspunkt in der Regel: Abstammung (ius sanguinis); Geburt im Staatsgebiet (ius soli). 

Das Völkerrecht stellt für die Verleihung der Staatsangehörigkeit lediglich Grenzen auf: genuine link 

( zwischen dem Staat und der Person muss eine tatsächlich nähere Beziehung be​stehen, die enger ist als die Beziehung zu anderen Staaten; existiert sie nicht, ist die Verleihung für andere Staaten nicht rechtsverbindlich (IGH Nottebohm-Fall). 

Bemühungen zur Vermeidung von Doppelstaatlichkeit und Staatenlosigkeit; 

Diplomatischer Schutz bei Doppelstaalichkeit

Staatsgebiet:

Raum unter der territorialen Souveränität des Staats (( Territorialitätshoheit). 

trenne territoriale Souveränität und Gebietshoheit ((tatsächliche Ausübung der Hoheitsgewalt)

Bestimmungen über die Abgrenzung des Staatsgebiets: 

(1) Landgebiet

(2) Seegrenzen
Küstenmeer: territoriale Souveränität und Gebietshoheit des Küstenstaates, aber Recht der friedlichen Durchfahrt ("innocent passage") für Schiffe aller Staaten 

(3) Luftgebiet:

Staatsgewalt:

das souveräne Recht zur Ausübung von Gewalt gegen Menschen und Sachen ( Souveränität nach außen in der Unabhängigkeit, nach innen in der Selbstregierung

Regierung: bestimmt sich nach Effektivitätsprinzip

Infolge Wertneutralität des Völkerrechts Act of State Doktrin (Anerkennung der Hoheitsakte eines fremden Staates im eigenen Gebiet ohne Prüfung auf Rechtmäßigkeit)?

Urteil des Supreme Court im Fall Underhill v. Hernandez (1897): "Jeder souveräne Staat ist gehalten, die Unabhängigkeit jedes anderen souveränen Staates zu respektieren und die Gerichte eines Landes dürfen nicht zu Gericht sitzen über die Akte der Regierung eines anderen, die von dieser auf seinem Gebiet gesetzt wurden. Durch solche Akte begründete Schwierigkeiten müssen durch die zwischen souveränen Staaten üblichen Mittel beigelegt werden".

b) Entstehung und Untergang von Staaten: die Effektivität

aa) Staatsentstehung

Effektivität setzt voraus, daß die Staatselemente tatsächlich vorhanden und auf Dauer angelegt sind. Entscheidend ist immer die Effektivität der neuen Staatsgewalt.

Entstehungswege: Staatsgründung auf Niemandsland, Sezession oder Entlassung aus dem früheren Staatsverband; Zusammenschluß zu Neustaat (unter Wegfall bisherigen Staats) oder Gründung durch Staaten im Wege völkerrechtlicher Abkommen (Bsp: Bosnien-Herzegowina durch Vertrag von Dayton)

Problem: Anerkennung eines Neustaats nötig? 

bb) Untergang von Staaten

Wegfall eines der drei Merkmale auf Dauer

Vermutung gegen die Dauerhaftigkeit, wenn ein Staatsuntergang unter Verstoß gegen VöR erfolgt (gewaltsame Einverleibung). 

Wege des Untergangs: Dismembaration (Zerfall in mehrere Staaten); Einverleibung in anderen Staat; Zusammenschluß zu neuem Staat; Verlust der VöRunmittelbarkeit, etwa bei Anschluß 

Problem: „Failed state“

c) Anerkennung neuer Staaten

konstitutive versus deklaratorische Anerkennungstheorie 

Anerkennung als Staat oder des Vorliegens der Drei Elemente?

Lösung des Anerkennungsproblems teilweise durch neue Figuren wie de facto Regime. Anerkennung bedeutsam in Übergangsphasen

Formen der Anerkennung: de-facto- und de-iure-Anerkennung

Wege der Anerkennung: ausdrücklich oder stillschweigend (v.a. bei Aufnahme diplomatischer Beziehungen)

Rechtspflicht zur oder Verbot der Anerkennung?

Anerkennung von Regierungen

d) Staatennachfolge in Verträge, Vermögen und Schulden 
aa) Staatennachfolge in völkerrechtliche Verträge

Wiener Konvention über die Staatennachfolge in Verträge unterscheidet verschiedene Fälle der Staatennachfolge: 

Separation (partielle Staatennachfolge: Gebietsabtrennung)

Dismembration (vollständige Gebietsnachfolge: Vorgängerstaat geht unter) 

Neuenstehung eines Staates unter Wegfall der bisherigen (( Nachfolgestaat)

koloniale ("newly independent State") und nichtkoloniale Staatensukzessionen. 

Grundsatz für die herkömmlichen Fälle: Universalsukzession 

Ausnahme: radizierte Verträge (Verträge mit territorialem Bezug: Grenzverträge und Nutzungsverträge, z. B. für Flüsse oder Kanäle; nicht: militärische Stützpunkte) und hochpolitische Verträge, deren Übernahme unzumutbar

Bei Dekolonisation: Prinzip des clean slate (tabula rasa); allerdings Möglichkeit zur Sukzessionserklärung (Prinzip des free choice).

Bei Abtretung von Gebieten: Prinzip der beweglichen Vertragsgrenzen

bb) Staatennachfolge in Völkergewohnheitsrecht

cc) Staatennachfolge in Vermögen, Archive und Schulden

ebenfalls eine Wiener Konvention über die Staatennachfolge in Vermögen, Archive und Schulden

Staatennachfolge in Vermögen: bislang keine allseits anerkannten Prinzipien, nur Faustregeln: - bei Sukzession/partieller Gebietsnachfolge entschädigungsloser Übergang des unbeweglichen Vermögens; im Ausland gelegene Werte bleiben beim Vorgänger.

- Übergang gebietsbezogener Finanzschulden (Darlehen für lokale Projekte)

- Vermögenswerte von Ausländern bleiben durch Nachfolge unberührt.

Vermögen des Staates: hoheitliches Vermögen und Fiskalvermögen ein​schließlich Forderungen gegen Drittstaaten. 

Nach Wiener Kon​vention gilt Übergang auch für bewegliches Vermögen, wenn es mit einer Tätigkeit des Vorgängerstaates, die sich auf das Nachfolgegebiet bezieht, in Verbindung steht. Bei Abtrennung eines Teils des Staatsgebietes ist anderes bewegliches Staatsvermögen in billigem Verhältnis zu teilen, ebenso bei der Auflösung eines Staates 

Sonderregeln für Neustaaten ("newly interpendent States") 

Aufteilung der Staatsarchive zwischen Vorgänger- und Nachfolgestaat gemäß Bedürfnis ordnungsgemäßer Verwaltung der Gebiete (sog. Betreffsprinzip). Übergang grundsätzlich kostenlos. 

Neustaaten ("newly interpendent States") folgen grds. auch in die Archive nach, die vor der Entstehung des Abhängigkeitsverhältnisses zu ihrem Gebiet gehört haben 

Staatennachfolge in Schulden: WK regelt nur die Nachfolge in Schulden gegenüber anderen Völkerrechtssubjekten. 

Unterscheide: allgemeine Finanzschulden (( Haftung Altstaat), ge​bietsbezogene ("radizierte") Finanzschulden (( res transit cum onere suo), Verwaltungsschulden

Ausgeschlossen von Staatennachfolge: "bemakelte Schul​den" (dettes odienses, odious debts). 

Bei Gebietsabtretung: angemessener Teil der allgemeinen Staatsschuld geht unter Berücksichtigung des Verhältnisses zwischen den vom Gebietsvorgänger übernommenen Vermögenswerten und dessen Staatsschuld über. 

Fusion: Staatsschulden gehen auf Nachfolgestaat über 

Auflösung eines Staates: Schulden gehen in angemessenen Verhältnis über. 

Neue Staaten werden grds von sämtlichen Schulden freigestellt 

e) Grundlegendes zur Stellung der Staaten: Souveräne Gleichheit, Immunität,  Achtung der Souveränität und Gebietshoheit

aa) Souveräne Gleichheit

bb) Immunität der Staaten und der Staatsorgane 

Staatenimmunität

Bartolus: par in parem non habet imperium 

Unterscheide zwischen hoheitlichem Handeln (acta iure imperii) und privatrechtlichem Handeln (acta iure gestionis) 

Für Immunität vor Gerichtsbarkeit ist abzustellen auf die Art des staatlichen Handelns/Natur des Rechtverhältnisses (öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich). 

Für Immunität von der Zwangsvollstreckung geht es darum, ob das Staatsvermögen, in das Zwangsvollstreckung stattfinden soll, nicht hoheitlichen Zwecken dient. 

Immunität fremder Staatsorgane

Für führende Staatenvertreter:

Laut IGH im Fall Belgien gegen Kongo (Arrest Warrant, Urteil vom 14.2.2002) besteht die Immunität während der Amtszeit uneingeschränkt auch für völkerrechtswidriges Verhalten, außer der Staat verzichtet auf sie oder internationale Gerichtshöfe werden tätig. Ferner absolute Immunität während der Amtszeit auch in bezug auf nicht-hoheitliche Tätigkeit. Nach dem Ende der Amtszeit ist es möglich, frühere führende Staatenvertreter vor ein nationales Gericht zu stellen für nicht-hoheitliches Handeln.

Immunität und Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit (Art. 7 II Statut ICTY; Art. 6 II Statut ICTR): 

Art. 7 II ICTY-Statute: The official position of any accused person, whether as Head of State or Government or as a responsible Government official, shall not relieve such person of criminal responsibility nor mitigate punishment
Ausnahme auch auf Diplomaten übertragbar?

cc) Achtung der Souveränität und der Gebietshoheit

(1) Nichteinmischung und Achtung der domaine reservé

(2) Verbot der Setzung von Hoheitsakten im Ausland

(3) Einwirkungen auf das Territorium

2. Internationale Organisationen

a) Begriff und Arten der Internationalen Organisationen

Unterscheide: GO - NGO

Unter einer internationalen Organisation im Sinne des VöR versteht man einen auf völkerrechtlichem Vertrag basierenden Zusammenschluß von mindestens zwei Völkerrechtssubjekten zur Besorgung von Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse durch gemeinsame Organe auf Dauer.

Abgrenzungen:

Supranationale Organisationen

Staatenbünde

Staatsrechtliche Bindungen

b) Grundzüge des Rechts der Internationalen Organisationen: Gemeinsame Strukturfragen

Errichtung in rechtlicher Form durch völkerrechtlichen Vertrag (Gründungsvertrag) zwischen den ursprünglichen Mitgliedern (Gründerstaaten). 

Auflösung und Umwandlung internationaler Organisationen grds jederzeit durch vör Vertrag möglich

Mitgliedschaft bei internationalen Organisationen: Gründungsmitglieder und Beitritt (regelmäßig durch Aufnahmeverfahren) 

Ausscheiden: trenne Austritt, Ausschluß und Suspendierung der Mitgliedschaft 

Teilmitgliedschaft und Beobachterstatus

Organe und Organakte internationaler Organisationen

Unterscheide: Repräsentativorgane/alle übrigen Organe

herkömmlicherweise drei Organe: weiteres und engeres Repräsentativorgan sowie Büro (Sekretariat) als Verwaltungseinrichtung 

einige internationale Organisationen verfügen über ein eigenes Gericht mit zT nur rein interner Zuständigkeit

Quasi-parlamentarische Organe

Willensbildung in internationalen Organisationen

Insbesondere das Verfahren des Konsensus

Rechtssubjektivität internationaler Organisationen

Konsitutive Anerkennung durch Drittstaaten nötig (außer bei UNO) 

Haftung der Internationalen Organisation

wer ist Haftungssubjekt?

3. Kriegführende, Aufständische und de-facto Regime 

Beziehungen zwischen Staaten und den Aufständlern als Beziehungen mit de facto Regimen ( partielles VöRsubjekt infolge Anerkennung, das sich zu Staat weiterentwickeln kann

Anerkennung durch Zentralregierung (( Kriegführende) oder durch Drittstaat (Problem: Interventionsverbot)

Aufständische, die über längere Zeit hinweg effektive Herrschaft ausüben: Status eines stabilisierten De-facto Regimes (unabhängig von Anerkennung) 

Nationalen Befreiungsbewegungen kommt keine originäre partielle Völkerrechtssubjektivität zu. Sie können diese nur durch Anerkennung erlangen. Aber: Art. 96 Abs. 3 Zusatzprotokoll I zum Rotkreuzabkommen
4. Individuen, NGOs und transnationale Unternehmen 

V. Quellen des Völkerrechts

Begriff der Rechtsquelle im formellen (Rechtsentstehungsquellen) und im materiellen Sinne (was bestimmt den Inhalt des Rechts?). Rechtserkenntnisquelle.

1. Art. 38 IGH-Statut

Art. 38 Abs. 1 IGH-Statut: 

a)
Internationale Übereinkünfte allgemeiner oder besonderer Natur, in denen von den streitenden Staaten ausdrücklich anerkannte Regeln festgelegt sind (( Verträge); 

b)
Das internationale Gewohnheitsrecht als Ausdruck einer allgemeinen als Recht anerkannten Übung;

c)
Die von den Kulturvölkern anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätze.

d) als Hilfsquellen: Entscheidungen internationaler oder nationaler Gerichte und Völkerrechtslehre 

Art. 38 des Statuts ist Kodifikation der formellen Quellen des Völkerrechts. Die Reihung in Art. 38 bringt keine Hierarchie zum Ausdruck, aber eine Reihung vom Speziellen zum Allgemeinen.

Art. 38 IGH-Statut abschließend?

( verbindliche Beschlüsse von Internationalen Organisationen: fußt auf Vertragsrecht

( einseitige Rechtsgeschäfte (Teil des Gewohnheitsrechts?)

( Softlaw (Konferenzbeschlüsse mulitlateraler Konferenzen oder Deklarationen der UNO, soweit man ihnen keine verbindliche Wirkung zuweist)

2. Völkerrechtliche Verträge

Zentrale Bedeutung des Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge (Wiener Vertragsrechtskonvention, WVRK). 

Anwendungsbereich der WVRK auch für die Vertragsparteien beschränkt: nur für Verträge zwischen Staaten; nur schriftliche Verträge. 

Weitere Regelungen: Wiener Konvention über das Recht der Staatennachfolge in Verträge vom 23.08.1978; für Verträge zwischen Staaten und internationalen Organisationen oder zwischen internationalen Organisationen wurde am 21.03.1986 ebenfalls ein Wiener Abkommen erreicht, das aber noch nicht in Kraft ist. 

Die WVRK gibt größtenteils Gewohnheitsrecht wieder, stellt vereinzelt aber eine sogenannte progressiv codification dar. Ein wichtiger Fall, in dem die WVRK nicht Völkergewohnheitsrecht kodifiziert, ist die Wirkung von Vorbehalten. 

a) Inhalt und Form

Zum Begriff „völkerrechtlicher Vertrag“:

Art. 2 Abs. 1 Buchst. a WVRK: Vertrag als "eine in Schriftform geschlossene und vom Völkerrecht bestimmte internationale Übereinkunft zwischen Staaten, gleichviel ob sie in einer oder in mehreren zusammengehörigen Urkunden enthalten ist und welche besondere Bezeichnung sie hat.“

Wesentliche Elemente der allgemein üblichen Begriffsbildung: durch übereinstimmende Willenserklärung erzielte Einigung zwischen Völkerrechtssubjekten über bestimmte völkerrechtliche Rechtsfolgen. 

Form, Anzahl der Parteien und Bezeichnung sind unerheblich.

Unterscheide nach Inhalt: Traités contracts (Austauschverträge) und Traités-lois (Verhaltensbestimmende, normsetzende Verträge). Ferner: pactum de contrahendo/ pactum de negotiando: letzteres zielt nur auf Verhandlungen; ersteres auf Abschluß eines Vertrags, also weiterreichende völkerrechtliche Verpflichtung.

b) Abschluß von Verträgen: Vertragsfähigkeit, Organe, Verfahren

aa) völkerrechtliche Regeln

(1) Vertragsfähigkeit

treaty making power haben grundsätzlich alle Völkerrechtssubjekte. Bei Staaten wegen Souveränität grds unebschränkt. Für Gliedstaaten und andere territoriale Untergliederungen vgl. Art. 6 WVRK. 

Bei internationalen Organisationen je nach Gründungsvertrag und Anerkennung durch die übrigen Völkerrechtssubjekte. 

Beschränkung für Gliedstaaten nach Verfassung und (str.) Anerkennung 

Bundesstaat im völkerrechtlichen Verkehr grundsätzlich Einheitsstaat 

(2) Organe des Vertragsschlußes

Vgl. Art. 7 und 8 WVRK

(3) Verfahren des Vertragsschlußes

(3a)
Mehrphasiges Verfahren

· Bestellung von Unterhändlern

· Vertragsverhandlungen

· Annahme des Vertragstexts

Zustimmung der Unterhändler. Art. 9 Abs. 2 WVRK für Internationale Konferenzen. 

· Unterzeichnung des Vertrags

sogenannte Paraphierung durch Unterhändler, eventuell dann Unterzeichnung durch andere Staatsorgane ( Text des ausgehandelten Vertrages wird als authentisch und endgültig festgelegt ((Datierung). 

Bei multilateralen Verträgen: Auflegung zur Unterzeichung. 

Völkerrechtliche Folgen: Art. 18 (Vereitelungsverbot) und Art. 24 Abs. 4. 

· Innerstaatliches Verfahren

In Demokratien gemäß Verfassungsrecht: Genehmigung durch nationale Parlamente

· Ratifikation

Endgültige Erklärung der Zustimmung, durch den Vertrag gebunden zu sein, idR durch Staatschef. 

Austausch der Ratifikationsurkunden oder Hinterlegung beim Depositar.

· Optional: Registrierung und Veröffentlichung der Verträge

Vgl. Art. 102 der Satzung der Vereinten Nationen (( UNTS)

(3b)
Einphasiges Verfahren

bb) Regelung des Vertragsschlusses im GG im Überblick 

(1) Vertragsfähigkeit: Zur Vertragsabschlußkompetenz

Art. 32 GG 

Art. 32 Abs. 3 GG für die Länder (konkurrierende Kompetenz). Kompetenzausübung des Bundes nach Lindauer Abkommen.

(2) Organe des Vertragsschlusses nach GG

Art. 59 Abs. 1 Satz 1 GG 

(3) Verfahren zum Abschluß völkerrechtlicher Verträge
Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG: Zustimmung bei Verträgen, welche die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen ( zweiphasige Verfahren 

Politische Verträge: lediglich die sogenannten "hochpolitischen" Verträge, also Verträge, die 

· die Existenz der Bundesrepublik, ihre territoriale Integrität, ihre Unabhängigkeit, ihre Stellung oder ihr maßgebendes Gewicht in der Staatengemeinschaft berühren. Dazu zählen insbesondere solche Verträge, die die Machtstellung anderen Staaten gegenüber behaupten, befestigen oder erweitern. 

Gegenstände der Bundesgesetzgebung: Vollzugsakt unter Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften erforderlich ( Vorbehalt des Gesetzes

c) Folgen einer Verletzung innerstaatlicher Regeln

Ungültigkeit von Verträgen: Art. 46 bis 53, 65 bis 69, 71 WVRK 

folgende Ungültigkeitsgründe:

Offenkundige Verletzung innerstaatlicher (Kompetenz)vorschriften über den Abschluß von Verträgen, Art. 46

Überschreiten der Vollmacht des vertragsschließenden Staatsorgans, Art. 47

Irrtum, Art. 48

Betrug, Art. 49

Bestechung des vertragsschließenden Staatsorgans, Art. 50

Zwang gegen das vertragsschließende Staatsorgan, Art. 51

Zwang gegen den Staat, Art. 52

Widerspruch zu ius cogens, Art. 53.

· Hier: Verletzung innerstaatlichen Rechts

Irrelevanztheorie ((Relevanztheorie

WVRK vermittelnde Meinung: Art. 27, 46: Verletzung einer Bestimmung des innerstaatlichen Rechts über die Vertragsschlußkompetenz (regarding competence to conclude treaties) beachtlich, wenn die Verletzung offenkundig (( Art. 46 II) ist und eine Regel des innerstaatlichen Rechts von grundlegender Bedeutung trifft. 

"grundlegende Bedeutung": Bestimmungen über die Vertragsfähigkeit (Art. 32 Abs. 1 und 3 GG); über die Organe des Vertragsschlusses (Art. 59 Abs. 1 Satz 1 und 2 GG, Art. 59 Abs. 2 Satz 2 GG). 

"regarding competence to conclude treaties": nur die formellen Bestimmungen über die völkerrechtliche Erklärungsbefugnis und die innerstaatliche Willensbildung oder auch bestimmte materiell-ver​fassungsrechtliche Beschränkungen (Grundrechte)? 

d) Beendigung und Suspendierung, Art. 54 ff WVRK

Gründe für Suspendierung oder Beendigung: 

· Vertraglich vorgesehene Gründe 

· Zustimmung aller 

· Kündigung 

· partielle, d. h. bilateral wirkende Suspendierung im Rahmen multilateraler Verträge 

· Abschluß eines späteren Vertrages 

· Reaktion auf Vertragsverletzung der Vertragspartner (Art. 60 WVRK). 

· tatsächliche Unmöglichkeit der Erfüllung 

· grundlegende Änderung der Umstände 

· Entstehung einer neuen zwingenden Norm (ius cogens) 

· Grds nicht: Abbruch der diplomatischen oder konsularischen Beziehungen 

Gewohnheitsrechtliche Beendigungs- und Suspendierungstatbestände:

· Erfüllung (str) 

· Verzicht. 

· Kriegsausbruch 

· Desuetudo. 

e)
Ungültigkeit von Verträgen

(1) Ungültigkeitsgründe

Ungültigkeit: Art. 46 bis 53, 65 bis 69, 71 geregelt. Art. 46 bis 53 enthalten die Ungültigkeitstatbestände, Art. 65 bis 68 regeln das Verfahren der Geltendmachung von Ungültigkeitsgründen, Art. 69 und 71 regeln die Folgen. 

· Hier: Willensmängel: 

Irrtum

Betrug

Bestechung des vertragsschließenden Staatsorgans

Zwang gegen das vertragsschließende Staatsorgan/Staatenvertreter

Zwang gegen den Staat

Widerspruch zu ius cogens

(2)
Verfahren der Geltendmachung eines Ungültigkeits-, Aufhebungs- oder Suspendierungsgrundes

Notifizierung unter Angabe der beabsichtigten Maßnahmen und der Gründe dafür (Art. 65, Abs. 1, 67 Abs. 1) 

Ohne Einspruch ist Durchführung der angekündigten Maßnahme zulässig. 

Bei Einspruch: Art. 65 Abs. 3

Heilung des Willensmangels durch nachträgliches Verhalten: Art. 45 WVRK 

Grds Vollnichtigkeit gemäß Art. 44 WVRK 

(3) Rechtsfolgen der Ungültigkeit, Aufhebung und Suspendierung völkerrechtlicher Verträge

Ungültigkeit nach Art. 65 ff WVRK festgestellt ( Art. 69 Abs. 1 WVRK ex tunc nichtig

Bei Verletzung von ius cogens: Art. 71 WVRK tiefergreifende Rechtsfolgen 

Aufhebungs- oder Suspendierungsgrund: Vertragspflichten ruhen naturgemäß grds erst mit Wirkung ex nunc (vgl. Art. 70 Abs 1, Art. 72 Abs. 1). 

Also:

Nichtigkeit = alle Formen der Ungültigkeit (Art. 46-53/64), unabhängig von der Bezeichnung ( Folge: Art. 69/71

Aufhebung, Beendigung (Art. 54-56, Art. 59 bis 62) (  Folge: Art. 70

Suspendierung = Aussetzung (Art. 57-60) ( Folge: Art. 72

f)
Die Auslegung völkerrechtlicher Verträge

„Auslegung“: in claris non est interpretatio?

Unterscheide subjektive Auslegung und objektive Auslegung

aa)
Auslegungsarten

authentische Auslegung (verbindliche Auslegung), 

judizielle Auslegung durch Gerichte (Art. 31-33 WVRK), die uU zur verbindlichen Auslegung berufen sind ((autoritative Auslegung), 

individuelle Auslegung 

bb)
Allgemeine Auslegungsregel

allgemeine Auslegungsregel nach Art. 31 WVRK: „ein Vertrag nach Treu und Glauben in Übereinstimmung mit der gewöhnlichen, seinen Bestimmungen in ihrem Zusammenhang zukommenden Bedeutung und im Lichte seines Ziels und Zwecks (besser: „object and purpose“ heißt: Gegenstand und Zweck)“

( objektive Auslegungsmethode 

textuelle, grammatische Methode; teleologische Methode; funktionelle Auslegung. 

Gegenstand der Auslegung ist der Vertragstext in seinem Zusammenhang, vgl. 

Art. 31 Abs. 2. 

travaux préparatoires, historische Auslegung: gemäß Art. 32 ergänzende Auslegungsmittel, nur subsidiär 

cc)
Weitere Auslegungsregeln

keine allgemeine Gültigkeit; nur insoweit anwendbar, als sie durch den Konsens der Vertragsparteien gedeckt sind, oder als Hilfsmittel 

· in dubio contra proferentem
· in dubio mitius 

· zweifelhafte Vertragsbestimmungen sind völkerrechtskonform auszulegen 

· ut res magis valeat quam pereat (funktionelle Auslegung; effet utile-Regel) 

Problematisch ist, ob die Auslegung statisch oder dynamisch sein soll. 

Dynamische Auslegung zumindest dann, wenn es sich bei den auszulegenden Begriffen um offene, das heißt durch die Zeitumstände beeinflußte handelt, also um dynamische Begriffe. Ferner bei dahingehendem Konsens der Parteien. 

dd)
Auslegung mehrsprachiger Verträge

Art. 33 WVRK 

g) Vorbehalte 

Vorbehalt = einseitig abgegebene Erklärung, durch die der Vertragsschließende die Rechtswirkung einzelner Vertragsbestimmungen für sich ausschließen oder ändern will (vgl. Art. 2 Abs. 1 Buchst. d WVRK). 

Schranken für Vorbehalte: Art. 19 WVRK object and purpose test 

Zur Wirkung von Vorbehalten:

Früher Integritätstheorie, die zT noch in Art. 20 IV b WVRK aufscheint. Weiterentwicklung durch WVRK.

Bei multilateralen Verträgen hängt die Wirkung eines zulässigen Vorbehalts von der Reaktion der anderen Vertragspartner ab, vgl. Art. 20, 21 WVRK 

Grundlegend sind Art. 20 IV und V WVRK:

Annahme des Vorbehalts ( Vertragsinhalt zwischen dem anbringenden und dem annehmenden Staat so, wie dies der Vorbehalt vorsieht, Art. 21 Abs. 1 Buchst. a und b WVRK.

Ablehnung des Vorbehalts, wobei der ablehnende Staat erklärt, daß er das Inkrafttreten des Vertrages gegenüber dem anderen überhaupt ablehnt ( keinerlei Vertragsbeziehungen vgl. Art. 20 Abs. 4 Buchst. b WVRK. 

Ablehnung des Vorbehalts, ohne dass der ablehnende Staat dem Inkrafttreten des Vertrages widerspricht ( Art. 21 Abs. 3 WVRK: Vertragsinhalt ändert sich; die Norm des Vorbehalts gilt insoweit nicht. Unterschied zum Völkergewohnheitsrecht. 

Problem des Vorbehaltsregimes (das sich auch bei anderen Regelungen der WVRK zeigt) ist die Frage, ob die Regelungen der WVRK für alle multilateralen Verträge gleichermaßen „passen“ wegen unterschiedlicher Erfüllungsstruktur multilateraler Verträge.

h) Änderung von Verträgen

Art. 39 WVRK 

In seltenen Fällen Möglichkeit einer Änderung durch Mehrheit (zB Art. 108 UN-Charta). 

3. Völkergewohnheitsrecht

a) Begriff und Geltungsgrund

aa) Begriff:

Art. 38 Abs. 1 Buchst. b IGH-Statut: allgemeines Völkergewohnheitsrecht dann, wenn eine allgemein als Recht anerkannte, das heißt vom Rechtsbewußtsein (opinio iuris) getragene Übung (consuetudo) vorliegt. 

Verbindung des objektiven (oder materiellen) Elements der Staatenpraxis mit dem subjektiven Element der Rechtsüberzeugung

bb) Geltungsgrund: Elemente des Gewohnheitsrechts

(1)
Staatenpraxis

Rechtsakte und Rechtsbehauptungen staatlicher Organe und deren faktische Verhaltensweisen.

Abstimmungsverhalten der Staaten bei der Beschlußfassung in internationalen Organisationen?

(2)
Allgemeinheit der Übung

IGH im Festlandsockelfall, ICJ Reports 1969, 3: „a very widespread and representative participation“, vor allem einschließlich der Staaten, deren Interessen besonders berührt sind 

„constant, virtually uniform, extensive“

Qualität und Quantität der Übung, nicht ihre Dauer ist wichtig

Figur des persistent objector
Partikuläres, regionales und bilaterales Völkergewohnheitsrecht: partikuläres/regionales Völkergewohnheitsrecht geht für seinen Anwendungsbereich dem allgemeinen Völkergewohnheitsrecht vor, darf jedoch nicht dem ius cogens widersprechen. Es darf auch nicht in die Rechte jener Staaten eingreifen, die weder der betreffenden Staatengruppe angehören, noch sich deren Rechtsbehauptungen fügen. Wegen ihres engen Geltungsbereiches müssen partikuläre/regionale Normen von sämtlichen Staaten anerkannt werden, die sich verpflichten sollen (dh. ein Staat, der sich nicht aktiv beteiligt, ist nicht an partikuläres GewR gebunden, während allgemeines GewR sowohl die aktiven als auch die passiven Staaten bindet!).

(3)
Die Rechtsüberzeugung (opinio iuris)

(4)
Verschiedene Erzeugungsarten von Gewohnheitsrecht

Verknüpfung von Praxis und Rechtsüberzeugung auf verschiedene Weise: 

Aufnehmen allgemeiner Rechtsgrundsätze 

Bedeutung der Jurisprudenz 

Bilaterale Regeln verallgemeinert

Anerkennung aus mehrseitigen Verträgen 

Rezeption außerrechtlicher Normen 

Entwicklung aus Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

Entwicklung aus diaektischen Prozeß 

b) Änderung des Gewohnheitsrechts: Derogierendes Gewohnheitsrecht

4. Allgemeine Rechtsgrundsätze

Art. 38 Abs. 1 Buchst. c IGH-Statut: "die von den Kulturvölkern anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätze"

nur subsidiär angewandt 

"Kulturvölker"? 

· die von den nationalen Rechtsordnungen übereinstimmend anerkannten Grundsätze sind, die sich auf die internationalen Beziehungen übertragen lassen 

· allgemeine Rechtsgrundsätze, die aus der Struktur der Völkerrechtsordnung oder der Völkergemeinschaft abgeleitet werden können (Abstraktion aus dem bestehenden Vertrags- und Gewohnheitsrecht). 

Bedeutung grundsätzlich abnehmend wegen zunehmender Kodifikation, aber wichtig für neue Sachverhalte, Fragestellungen und daran anknüpfende Rechtsentwicklungen 

5. Einseitige Rechtsgeschäfte
a) Rechtsbegründende Kraft 
keine eigenständige Völkerrechtsquelle; dass einseitige Rechtsgeschäfte Rechtsfolgen haben können, entspringt dem Völkergewohnheitsrecht 

Einseitige Rechtsgeschäfte sind grundsätzlich empfangsbedürftig. 

b) Abhängige und selbständige einseitige Rechtsgeschäfte

Abhängig: Angebot und Annahme, Vorbehalte (2 I lit. d; 19 ff WVRK), Beitritt (2 I lit b, 15), Kündigung (56 WVRK), Unterwerfungserklärung

Selbständige: Anerkennung, Protest, Verzicht, Versprechen, Notifikation, Neutralitätserklärung

6. Beschlüsse internationaler Organisation, insbesondere Resolutionen der UN
Rechtsverbindlichkeit eines befugnisgemäß angenommenen Beschlusses ist Folge des völkerrechtlichen Vertrags (Bindungswirkung idR nur nach innen

Bedeutung unverbindlicher Beschlüsse? Beeinflussung der Fortentwicklung des Völkerrechts

7. Soft Law
Die internationale Zusammenarbeit stützt sich immer stärker auf Kommunikationsformen, die zwar in Struktur und Funktion völkerrechtlichen Verträgen gleichen, aber eben mangels rechtlichen Bindungswillens keine völkerrechtlichen Verträge sind. Man schreibt ihnen daher nur "politische" oder "moralische" Wirkung zu. 

8. Verhältnis der Völkerrechtsquellen zueinander: ihre Rangordnung
Völkerrechtsquellen sind grundsätzlich gleichrangig. 

In Konfliktfällen: lex posterior derogat legi priori und lex specialis derogat legi generali. 

Rangunterschiede zwischen ius cogens (Art. 53, 54 WVRK) und ius dispositivum und zwischen primärem Recht, d.h. in Gründungsverträgen einer internationalen Organisation, und sekundärem Recht. 

Rangunterschiede zwischen völkerrechtlichen Verträgen durch Vorrangklauseln, vgl. Art. 103 SVN. 

a) Vertrag und Völkergewohnheitsrecht

Gleichrangigkeit ( lex posterior, lex generalis. 

b) Die Stellung der allgemeinen Rechtsgrundsätze

Es sind zwei Arten von allgemeinen Rechtsgrundsätzen zu unterscheiden: 

(1)
Allgemeine Rechtsgrundsätze aus dem Inhalt des übereinstimmenden Rechts der Völker: als leges generales gegenüber den spezielleren Normen des Vertrags- und Gewohnheitsrechts subsidiär. 

(2)
Rechtsgrundsätze, die vom Völkergewohnheitsrecht und Vertragsrecht vorausgesetzt werden; z.B. bona fides und pacta sunt servanda ( Rechtsgrundsätze zwingender Natur 

c) Die Rangordnung im innerstaatlichen Bereich

Die innerstaatliche Normenhierarchie richtet sich nach dem nationalen (Verfassungs-)Recht und kann sich von der zwischenstaatlichen stark unterscheiden. 

VI. Friedenssicherung und internationale Sicherheit

1. Grundsätze der UN-Charta: Friedenspflicht, Gewaltverbot und seine Durchbrechungen 

a) Friedenspflicht: Friedliche Streitbeilegung

aa) Rechtspflicht, insbesondere Kapitel VI UN-Charta

Art. 1 Nr. 1 SVN, Art. 2 Nr. 3 SVN 

Notwendige Rahmenbedingung für die Funktion des Gewaltverbots

1899/1907  Art. 1 Haager Abkommens zur friedlichen Beilegung internationaler Streitfälle (RGBl. 1901, 393; 1910, 5) Vertragsparteien sind damit einverstanden, „alle ihre Bemühungen aufwenden zu wollen, um friedliche Erledigung der internationalen Streitfälle zu sichern“ 

Völkerbund noch ohne klares Gewaltverbot

Kriegsächtung im Briand Kellogg Pakt 1928: Art. 2: „Die Regelung und Entstehung der Streitigkeiten und Konflikte, welcher Art und welchen Ursprungs auch immer, soll niemals anders als durch friedliche Mittel angestrebt werden“

Entwicklung seit 1945: erst Art. 2 Nr. 3 zur friedlichen Streitbeilegg, dann Art. 2 Nr. 4 SVN zum Gewaltverbot (Umkehrung der Reihenfolge!)

( Pflicht zur friedlichen Streitlösung ist eine Voraussetzung für das Gewaltverbot

friedliche Streitbeilegung bedarf andererseits aber wiederum eines kollektiven Sicherheitssystems
Näheres zu Art. 2 Nr. 3 SVN: friedliche Streitbeilegung bzgl Streitigkeiten mit internationalem Charakter

bb) Konkretisierung der Verpflichtung durch Kap VI SVN, Art. 33 ff

(1) einige Mittel und Intrumente friedlicher Streitbeilegung 

( selbständig nebeneinander, nicht hierarchisch, ICJ Rep. 1980, 3 Tz. 43 (Teheraner Geiselfall)

(2) institutionelle Folgerungen aus Verpflichtung zur friedlichen Streitbeilegung, insb Kompetenzen des Sicherheitsrats (SR)

aber SR  nur zuständig, wenn Weltfriede und internationale Sicherheit bedroht ist 

Art. 33 I „zunächst“; d.h. erst bei Scheitern der Bemühungen greift Art. 33 II

Art. 33 II: Aufforderung durch SR 

Art. 34: Ermittlungsbefugnisse

Art. 36: Verfahrenempfehlungen jederzeit

Art. 37: Anrufung des SR, dann entweder Verfahrensempfehlungen nach Art. 36 oder/und materielle/inhaltliche Empfehlungen zur Streitbeilegung 

SR kann sogar, wie die Reihenfolge von Art. 36 und 37 deutlich macht, sich über IGH-Schiedsentscheidung hinwegsetzen

cc) Mittel der Streitbeilegung

Art. 33 SVN knüpft an traditionelle Vorgehensweisen an: Verhandlung, Untersuchung, Vermittlung, Vergleich, Schiedsspruch, gerichtliche Entscheidung; ferner ungenannt gute Dienste

Systematisierung: 

diplomatische Verfahren versus streitabschließende Entscheidungsverfahren

insbesondere: Internationale Schiedsgerichtsbarkeit

(1) allgemeine Charakterisierung

Art. 37 Haager Abk zur friedlichen Streitbeilegung von 1907: „Erledigung von Streitigkeiten zwischen Staaten durch Richter ihrer Wahl aufgrund der Achtung vor dem Rechte“ als Beschreibung der Tätigkeit internationaler Schiedsgerichte 

typische Merkmale der Schiedsgerichtsbarkeit: 

· Zusammentreten aus Anlaß eines konkreten Streitfalles; 

· Parteien entscheiden über Zusammensetzung, bestimmen Zuständigkeit  sowie die Grundlagen des Schiedsspruchs

Unterschiede zu den internationalen Gerichten: letztere sind ständige Instanzen mit fester Zuständigkeit und Verfahrensordnung

(2) Erscheinungsformen

ad hoc oder ständige Schiedsgerichte

Ständiger Schiedshof in Den Haag ist kein unmittelbar entscheidungsberfugtes Schiedsgericht, sondern nur eine administrative Einrichtung, die dazu dient, die schiedsgerichtliche Tätigkeit in Streitverfahren zu erleichtern

inbesondere: Der Internationale Gerichtshof (Organisation, Verfahren, Entscheidungswirkungen)

(1) Grundlagen

besondere Stellung nach Art. 36 III SVN 

Vorläufer: StIGH ist 1922 errichtet worden

Aufgabe nach Art. 92 SVN

Grundlegendes zum Zugang zum IGH in Art. 93 SVN, rechtliche Konsequenzen der Entscheidungen (Art. 94) und Rechtsgutachten (Art. 96)

(2) Zuständigkeit

nur für Streitigkeiten zwischen Staaten, Art. 34 IGH-St

auch für Nicht-MS der UN, Art. 93 SVN 

ferner als dritter Weg: Staaten, die weder UN-MS noch dem Statut beigetreten sind, können zum IGH gehen, wenn sie die Zständigkeiten des IGH zu den vom SR in Res. 9(1946) festgelegten Bedingungen akzeptieren, Art. 35 II IGH-Statut. 

neben Stellung als Vertragsstaat bedarf es noch einer speziellen Unterwerfung als besonderem Einwilligungsakt 

-- ad hoc oder rügelose Einlassung zur Sache (sog. forum prorogatum)

-- Unterwerfung in einem vör Vertrag

-- einseitige Unterwerfungserklärung gemäß Fakultativklausel des Art. 36 II IGH-St

 „well established principle of international law embodied in the Court`s Statute, namely that the Court can only exercise jurisdiction over a State with its consent”

 ( indispensible third party rule!!

Besonderer Ausdruck der Organstellung ist Möglichkeit zu Gutachten nach Art. 96 SVN

(3) Zusammensetzung
15 Richter verschiender Staatsangehörigkeit (Art. 3 IGH-St); gewählt von GV und vom SR in getrennten Wahlen auf 9 Jahre (Art. 4, 8, 13 IGHSt). 

Kriterien: persönliche Qualifikation; nationale Repräsentation und nationale Interessen vgl. auch Art. 9 IGH St: Vertretung der hauptsächlichen Kulturen

Praxis bisher 4 Richter aus Westeuropa; 2 aus Mittel- und Osteuropa, 1 aus USA, 2 aus Südamerika, je 3 aus Afrika und Asien

Rechtsstellung der IGH-Ri: unabhängig und unparteilich

nationale Richter (also Richter einer der Streitparteien) dürfen mitwirken

 Ad hoc Richter (Art. 89 VerfahrensO)

Entscheidungen idR im Plenum; mit 9 Richtern liegt die Beschlussfähigkeit vor, Art. 25 IGH St. 

(4) Grundzüge des Verfahrens

Streitverf besteht aus schriftlichem und mündlichem, idR öffentlichem Teil, Art. 43, 46 IGH-St. 

Sprachen: Frz oder Engl je nach Einigung der Parteien

Urteile werden in geheimer Beratung mit der Mehrheit der anwesenden Richter gefällt; Sondervoten zulässig (separate opinion oder dissenting opinion)

Urteile sind formell rechtskräftig. Aber Parteien können IGH zur Auslegung des Urteils berufen, Art. 60 IGH St, was zu einem Feststellungsurteil führt, das die Tragweite des Urteils definiert

einstweilige Anordnungen, Art. 41 IGH St. 

Wirkung der Entscheidungen: verbindlich für Parteien, Art. 94 I SVN

Durchführung /Durchsetzung der Urteile: Art. 94 II SVN 

Problem: Veto der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats?

b) Gewaltverbot und Durchbrechungen

Art. 2 Nr. 4 SVN: Grundlegende Norm des VöR; Gewaltverbot, nicht nur Kriegsverbot

„Gewalt“: militärischer, nicht wirtschaftlicher Druck

Agressionsdefinition der GV (zu Art. 39 SVN), GV-Res 3314(XXIX) von 1974 (VN 1975, 120). „use of armed force by a State against the souvereignty, territorial integrity or political independence of another State, or in any other manner inconsistent with the Charter of the UN”. Sie hat nach dem IGH gewohnheitsrechtliche Geltung

Durchbrechungen/Rechtfertigungen:

(1) individuelles oder kollektives Selbstverteidigungsrecht nach Art. 51 SVN

nur bei „bewaffnetem Angriff“, nicht bei jedem Verstoß gegen Gewaltverbot. Begriff der „armed attack“ ist enger als „use of force“ in Art. 2 Nr. 4 SVN und „act of aggression“ in Art. 39 SVN

So ist Terror gegen einzelne Bürger, ein bloßer Grenzzwischenfall oder bloße Waffenlieferung an Aufständische im Ausland kein bewaffneter Angriff, so IGH, Nicaragua Fall, ICJ Rep. 1986, 1 Tz. 195)

Beachte: Subsidiarität zum Sicherheitsrat und Bindung an Verhältnismäßigkeit

zweifelhaft: präventives Selbstverteidigungsrecht, gar „preemptive measures“ (Irak-Überfall durch USA und GB)

(2) SR-Beschluß nach Kapitel VII SVN (Operation „Dessert Storm“, 1. Irakkrieg)

+ stets Voraussetzung: Feststellung nach Art. 39 SVN; Ausmaß des Ermessens des SR str.; Praxis zeigt Ausweitung des Begriffs „Bedrohung/Bruch des Friedens“ auf schwere Menschenrechtsverletzung

+ Aggression: 

(3) zweifelhaft: Humanitäre Intervention (NATO-Operation im Kosovo); Rettung eigener Staatsangehöriger, Kampf gegen den Terror

2. Das Interventionsverbot 

Verbot der Einmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten (domaine reserve); für UN in Art. 2 Nr. 7 SVN verankert

Erfaßt gerade nichtmilitärischen Druck (Wirtschaftsembargo). 

„innere Angelegenheiten“: die Bereiche, die der alleinigen Regelung des anderen Staates überlassen ( Menschenrechte??

Intervention und private Handlungen

Interventionsverbot und Bürgerkrieg

3. Verpflichtungen erga omnes  
VII. Durchsetzung völkerrechtlicher Pflichten

1. Staatenverantwortlichkeit: Das völkerrechtliche Delikt

a) Begriff und Bedeutung des völkerrechtlichen Delikts

Unter einem völkerrechtlichen Delikt versteht man die völkerrechtswidrige Rechtsbeeinträchtigung eines Völkerrechtssubjektes durch das Handeln oder Unterlassen eines anderen Völkerrechtssubjekts. 

( Verletzung völkerrechtlicher Pflichten und ihre Rechtsfolgen/Staatenverantwortlichkeit

nunmehr wesentlich: draft articles on the responsibility of states for internationally wrongful acts (GA-Res. A/56/83, www.un.org ( documentation ( GA Resolutions; in deutscher Fassung nachstehend ab S. 34 abgedruckt)

Unterscheide davon sog. delicta iuris gentium (= völkerrechtliche Delikte): Taten von Einzelpersonen, die nach dem sog. Weltrechtsprinzip internationaler Strafverfolgung unterliegen
b) Tatbestandsvoraussetzungen

aa) Völkerrechtssubjektivität oder: Deliktfähigkeit

aktive und passive Deliktsfähigkeit 

bb) Völkerrechtsverstoß

Verletzung einer bestehenden vör Bindung/Verpflichtung mit Blick auf das Deliktsobjekt und das Deliktssubjekt 

cc) Zurechenbarkeit des verletzenden Verhaltens

Verhalten eines Staatsorgans

Haftung für Verhalten Privater?

Beihilfe zum völkerrechtlichen Delikt? 

dd) Keine Rechtfertigung deliktischen Verhaltens

abschließende Regelung der Rechtfertigungen (self-contained regime)?

Übliche Rechtfertigungen: 

Einwilligung (Rechtfertigung oder schon kein Normverstoß?), Selbstverteidigung, Repressalie, Notlage, höhere Gewalt

Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (Proportionalität).

Insbesondere: Die Repressalie

ee) Verursachung eines Schadens

ff) Kausalität

Adäquanztheorie

gg) Subjektive Zurechenbarkeit = Verschulden?

hh) Ausschluß der Haftung 

c) Rechtsfolgen 

Beendigung der Verletzung, Wiedergutmachung

Bei immateriellem Schaden: Genugtuung, Entschuldigung

2. Verantwortlichkeit des einzelnen: Völkerstrafrecht

a) Entwicklung des Völkerstrafrechts von Versailles über Nürnberg und Tokio bis Rom

b) Internationale Strafgerichtsbarkeit

(1) Ad hoc Strafgerichte für Jugoslawien und Ruanda

errichtet infolge Beschluß des Sicherheitsrats nach Kapitel VII

(2) Der Internationale Strafgerichtshof (ICC)

errichtet durch Statut von Rom

Sitz in Den Haag

c) Individuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit

Tatbestände: Kriegsverbrechen, Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Aggression

Strafbarkeitsgrundlage

VIII. Schutz der Menschenrechte

Rechte des Einzelnen Thema für das Völkerrecht??

- Völkerrechtsfähigkeit des Individuums 

- Verpflichtungen der Völkerrechtssubjekte gegenüber Personen 

( Spannungsverhältnis zwischen Souveränität und Verhalten der Staaten gegenüber dem Individuum 

1. Der völkergewohnheitsrechtliche Mindeststandard 

a) Fremden- und Ausländerrecht

Rechtstellung der Ausländer auf dem Hoheitsgebiet

Gewohnheitsrecht gibt einen internationalen Mindeststandard

Typische nationale Regeln bezüglich der Ausländer:

(1) Einreise

Hierzu bislang kein Gewohnheitsrecht (vgl. Art. 12 IV IPBürgR: Einreise nur bzgl des eigenen Landes)

(2) Rechte und Pflichten der Ausländer 

Rechtsgehorsam (Territorialitätsgrundsatz)

Spezielle Verpflichtungen des Staates? 

+Lateinamerika: Inländerbehandlung (Calvo-Doktrin): hat sich nicht durchgesetzt

+VöR garantiert vielmehr nur Mindestinhalt von Rechten, keine Inländerbehandlung, 


- Recht auf Rechtssubjektivität ( Sklavereiverbot

- Recht auf Leben, körp Unversehrtheit und Sicherheit

- Gleichheit vor Gesetz und Gericht

- faire Verfahren, rechtliches Gehör

- Schutz vor entschädgigungsloser Enteignung; Recht auf Teilnahme am Wirtschaftsleben (??)

(3) Ausweisung von Ausländern 

Kein Aufenthaltsrecht, kein gewohnheitsrechtliches Asyl für politisch Verfolgte 

Beachte: Auslieferung (Gegenbegriff zur Ausweisung): Maßnahme zwischenstaatlicher Rechtshilfe

keine gewohnheitsrechtliche Pflicht zur Auslieferung gibt; vgl. Art. 16 II GG

(4) Asylrecht?

kein gewohnheitsrechtliches Recht auf Asyl
trotz Art. 14 Nr. 2 AllgErkl MR

b) Gewohnheitsrechtlicher Individualschutz

völkerrechtliche Menschenrechte 

Inhalt aber streitig; auch strittig, ob ius cogens 

Völkerrechtliche Standards regelmäßig nicht einklagbar vor nationalen Gerichten

Bedeutung der Rechte zweiter und dritter Generation angesichts der Globalisierung


c) Insbesondere: Schutz von Auslandsinvestitionen

2. Der vertragliche internationale Menschenrechtsschutz

a) Die internationalen Menschenrechtspakte: Universelle multilaterale Verträge

fünf Kategorien: 

+ Verträge zur Gewährleistung eines Basisschutzes für Leib und Leben

+ Verträge zur Gewährleistung der Nichtdiskriminierung bzw Gleichbehandlung bezgl bestimmter Aspekte 

+ Verträge zur Gewährleistung eines bestimmten Rechtsstatus 

+ Verträge zur Gewährleistung mehr oder minder umfassender Menschenrechtskataloge

+ Verträge zur Gewährleistung des Individualschutzes im bewaffneten Konflikt

zu (1) Basisschutz

Ursprünge: Menschenhandelsverbote Anfang des 20. Jhdt

Basisschützende vör Verträge sind:

+ Int Übereinkunft zur Gewährung wirks Schutzes gg den Mädchenhandel von 1904: 

+ Int Übkommen zur Bekämpfung des Mädchenhandels von 1910

+ Int Übereinkunft zur Unterdrückung des Frauen- und Kinderhandels von 1921

+ Int Übereinkommen zur Unterdrückung des Handels mit vollj Frauen von 1933

+ Übereinommen über die Sklaverei von 1926

+ Übereinkommen Nr. 29 der ILO über Zwangs- oder Pflichtarbeit von 1930

+ Völkermordkonvention von 1948

+ Konvention zur Unterbindung des Menschenhandels und der Ausnutzung der Prostitution anderer  von 1950

+ Zusatzübereinkommen über die Abschaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels und sklavereiähnlicher Einrichtungen und Praktiken von 1956

+ Übereinkommen Nr. 105 der ILO über die Abschaffung der Zwangsarbeit von 1957: + Konvention gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung vom 10.12.1984: 

zu (2) Diskriminierungsverbote

Fortentwicklung des Individualschutzes

+ Übereinkommen Nr. 100 der ILO über Gleichheit des Entgelts männl und weibl Arbeitskäfte für gleichwertige Arbeit von 1951

+ Übereinkommen über politische Rechte der Frau von 1953

+ Übereinkommen Nr. 111 der ILO über Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf von 1958. 

+ Übereinkommen gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen von 1960

+Übereinkommen Nr. 118 der ILO über Gleichbehandlung von Inländern und Ausländern in der sozialen Sicherheit von 1962

+ Internationales Übereinkommen zur Beseitigg jeder Form von Rassendiskriminierung von 1966

+ Übereinkommen Nr. 135 der ILO über Schutz und Erleichterungen für Arbeitnehmervertreter im Betrieb von 1971

+ Int Übereinkommen über die Bekämpfung und Bestrafung des Verbrechens der Apartheid von 1973

+ Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau von 1979

+ Int Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen von 1990

zu (3) Statusgewährleistungen in Einzelbereichen

+ Übereinkommen und Statut über die Freiheit des Durchgangsverkehrs von 1921 etc

 + Abk über die Rechtsstellung  der Flüchtlinge von 1951 (sog GFK) und das Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge

+ Übereink über die Rechtsstellung der Staatenlosen von 1954

+ Übereink über die Staatsangehörigkeit verheirateter Frauen von 1957 

+ Übereink zur Verminderung der Staatenlosigkeit von 1961

zu (4) Menschenrechtspakte der UN

GV der UN bereits 1948 Verabschiedung der Allg Erkl der Menschenrechte (UN GA Res 217 (III)). 

UN Menschenrechtspakte in 1966 unterzeichnet; Inkrafttreten 1976

Int Pakt über bürgerliche und politische Rechte; IP über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, jeweils vom 19.12.1966

(a) Kategorisierung der geschützten Menschenrechte

IPBürg: Abwehrrechte, klassische staatsbürgerliche und politische Freiheitsrechte (MRe 1. Gen/Dim); 

IPWirtsch: sog. Menschenrechte der zweiten und dritten Gen/Dim

(b) Grundlegende Gewährleistungen der Vertragsparteien

(c) Außerkraftsetzung und Einschränkung gewährleisteter Rechte

Art. 4 I IPBürg: generelle Suspendierungsklausel, außer Rechte nach Art. 4 II

zT sehr weit gefasste Gesetzesvorbehalte, vgl. Art. 9, 12 IPBürg

Teil II IP Wirtsch:  genereller Gesetzesvorbehalt

bei etlichen Rechten unbestimmte Rechtsbegriffe („angemessen“, „erforderlich“) 

( die in Teil III der Pakte enthaltenen Rechte hängen in ihrer Effektivität entscheidend von Nutzung der Restriktionsbefugnisse ab

(d) Rechte im IPBürg 

klassische Freiheits- und Abwehrrechte 

zT beträchtliche Relativierung bei den einzelnen Artikeln

(e) Rechte im IPWirtsch

Zurückhaltung gegenüber Gewährleistungen sozialer und wirtschaftlicher Standards zB Art. 6 

(f) Verfahren zur Sicherung der Rechtsbeachtung

Periodische Berichtspflichten (Art. 40 I IPBürg; Art. 16 I IPWirtsch)

aber keine Sanktionsmechanismen

IPBürg zwei Sicherungsverfahren 

aa) Staatenbeschwerde nach Art. 41 IPBürg. 

ab) Individualbeschwerde nach dem Fakultativprotokoll zum IPBürg von 1966. 

b) Regionale Menschenrechtsverträge 

aa) Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK)

EMRK unter Ägide des Europarats in 1950 ausgehandelt

Grundlegende Menschenrechte: 

Recht auf Leben, Art. 2 I; gesetzliche Todesstrafe weiter möglich (außer für Signatarstaaten des 6. ZP)

Art. 3: Verbot der Folter, unmenschl Behandlung; 

Art. 4 Verbot Sklaverei und Zwangsarbeit 

Art. 5 I: Recht auf Freiheit und Sicherheit

Art. 8: Achtung Privat und Familienleben: nicht nur Abwehrrecht, sondern Schutzpflichten

Art. 9 Gedanken-, Gewissens-, Religionsfreiheit

Art. 10 Meinungsfreiheit

Art. 14 Diskriminierungsverbot als integraler Bestandteil aller anderen Konventionsrechte; allgemeines Diskrverbot im 12. ZP

typische justizielle Grunderechte, Art. 6 und 7

Beschränkte Suspendierung bei Krieg, Art. 15

Recht auf Eigentum in Art. 1 ZP 1

Neue Verfahrensstruktur seit 11. ZP seit 1.11.1998

Individualbeschwerde nunmehr obligatorisch 

EuGMR hat den EMRK Rechten oft eine dynamische Auslegung gegeben („living instrument“). 

Bedeutung der EMRK für Grundrechtsschutz in der EU

bb) Die Europäische Sozialcharta

EMRK wird in sozialrechtlicher Hinsicht ergänzt durch ESC von 1961, die 1965 in Kraft trat

ZP von 1991 diente der Verbesserung der Kontrollmechanismen

Revidierte ESC von 1996 nahm alle ZP auf und enthält neue Rechte 

Art. 20: Menschenrechte a là carte

Kontrolle durch Berichtsverfahren, Art 21 ff, alle 2 Jahre 

cc) Die Amerikanische Menschenrechtskonvention (AMRK)

1948 Amerikanische Deklaration über die Rechte und Pflichten der Menschen

1978 in Kraft Treten der ACHR/AMRK (Text ILM 1970, 673; EuGRZ 1980, 435) 

Sicherungsmechanismen ähnlich EMRK a.F. 

dd) Die Verpflichtungen der OSZE

Helsinki-Schlußakte von 1975 

Wiener KSZE Folgetreffen von 1989 (EuGRZ 1989, 85 ff) 

29.6.1990 Dokument des Kopenhagener Treffens über die menschliche Dimension der KSZE (EuGRZ 1990, 239). 

Dokument über die weitere Entwicklung der OSZE Institutionen von 30.1.1992 in Prag (EuGRZ 1992, 124) 


Dokument von Budapest vom Dezember 1994 (Int Pol 1995, D 73).

Anhang: Regeln über die Staatenverantwortlichkeit

Vereinte Nationen A/RES/56/83

Generalversammlung 
Resolution der Generalversammlung 56/83. Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen

Die Generalversammlung,

nach Prüfung des Kapitels IV des Berichts der Völkerrechtskommission über ihre dreiundfünfzigste

Tagung1, das die Artikelentwürfe über die Verantwortlichkeit der Staaten für

völkerrechtswidrige Handlungen enthält,

davon Kenntnis nehmend, dass die Völkerrechtskommission beschlossen hat, der Generalversammlung

zu empfehlen, von den Artikelentwürfen über die Verantwortlichkeit

der Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen in einer Resolution Kenntnis zu nehmen

und die Artikelentwürfe der Resolution als Anlage beizufügen sowie in Anbetracht der

Wichtigkeit dieser Frage zu einem späteren Zeitpunkt die Möglichkeit zu prüfen, eine internationale

Bevollmächtigtenkonferenz zur Prüfung der Artikelentwürfe einzuberufen, mit

dem Ziel des Abschlusses eines Übereinkommens zu dieser Frage2,

betonend, wie wichtig auch weiterhin die Kodifizierung und fortschreitende Entwicklung

des Völkerrechts ist, wie in Artikel 13 Absatz 1 a) der Charta der Vereinten Nationen

vorgesehen,

feststellend, dass die Frage der Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige

Handlungen für die Beziehungen zwischen den Staaten von großer Bedeutung ist,

1. begrüßt es, dass die Völkerrechtskommission ihre Arbeit über die Verantwortlichkeit

der Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen abgeschlossen und die Artikelentwürfe

und einen ausführlichen Kommentar zu dieser Frage verabschiedet hat;

2. dankt der Völkerrechtskommission für den Beitrag, den sie auch weiterhin zur

Kodifizierung und fortschreitenden Entwicklung des Völkerrechts leistet;

3. nimmt Kenntnis von den von der Völkerrechtskommission vorgelegten Artikeln

über die Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen, deren

Wortlaut dieser Resolution als Anlage beigefügt ist, und empfiehlt sie der Aufmerksamkeit

der Regierungen, ohne dass davon die Frage ihrer künftigen Annahme oder sonstiger geeigneter

Maßnahmen berührt würde;

4. beschließt, den Punkt "Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige

Handlungen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundfünfzigsten Tagung aufzunehmen.

85. Plenarsitzung

12. Dezember 2001

Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen

ERSTER TEIL

DIE VÖLKERRECHTSWIDRIGE HANDLUNG EINES STAATES

Kapitel I

Allgemeine Grundsätze

Artikel 1

Verantwortlichkeit eines Staates für seine völkerrechtswidrigen Handlungen

Jede völkerrechtswidrige Handlung eines Staates hat die völkerrechtliche Verantwortlichkeit

dieses Staates zur Folge.

Artikel 2

Elemente der völkerrechtswidrigen Handlung eines Staates

Eine völkerrechtswidrige Handlung eines Staates liegt vor, wenn ein Verhalten in

Form eines Tuns oder eines Unterlassens

a) dem Staat nach dem Völkerrecht zurechenbar ist und

b) eine Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung des Staates darstellt.

Artikel 3

Beurteilung der Handlung eines Staates als völkerrechtswidrig

Die Beurteilung der Handlung eines Staates als völkerrechtswidrig bestimmt sich

nach dem Völkerrecht. Diese Beurteilung bleibt davon unberührt, dass die gleiche Handlung

nach innerstaatlichem Recht als rechtmäßig beurteilt wird.

Kapitel II

Zurechnung eines Verhaltens zu einem Staat

Artikel 4

Verhalten von Staatsorganen

1. Das Verhalten eines jeden Staatsorgans ist als Handlung des Staates im Sinne des

Völkerrechts zu werten, gleichviel ob das Organ Aufgaben der Gesetzgebung, der vollziehenden

Gewalt, der Rechtsprechung oder andere Aufgaben wahrnimmt, welche Stellung es
innerhalb des Staatsaufbaus einnimmt und ob es sich um ein Organ der Zentralregierung

oder einer Gebietseinheit des Staates handelt.

2. Ein Organ schließt jede Person oder Stelle ein, die diesen Status nach dem innerstaatlichen

Recht des Staates innehat.

Artikel 5

Verhalten von Personen oder Stellen, die hoheitliche Befugnisse ausüben

Das Verhalten einer Person oder Stelle, die kein Staatsorgan im Sinne von Artikel 4

ist, die jedoch nach dem Recht des betreffenden Staates ermächtigt ist, hoheitliche Befugnisse

auszuüben, ist als Handlung des Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, sofern

die Person oder Stelle im Einzelfall in dieser Eigenschaft handelt.

Artikel 6

Verhalten von Organen, die einem Staat von einem anderen Staat zur Verfügung gestellt

werden

Das Verhalten eines Organs, das einem Staat von einem anderen Staat zur Verfügung

gestellt wird, ist als eine Handlung des ersteren Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten,

wenn das Organ in Ausübung hoheitlicher Befugnisse des Staates handelt, dem es zur

Verfügung gestellt wird.

Artikel 7

Kompetenzüberschreitung oder weisungswidriges Handeln

Das Verhalten eines Staatsorgans oder einer zur Ausübung hoheitlicher Befugnisse ermächtigten

Person oder Stelle ist als Handlung des Staates im Sinne des Völkerrechts zu

werten, wenn das Organ, die Person oder die Stelle in dieser Eigenschaft handelt, selbst

wenn sie ihre Kompetenzen überschreiten oder Weisungen zuwiderhandeln.

Artikel 8

Von einem Staat geleitetes oder kontrolliertes Verhalten

Das Verhalten einer Person oder Personengruppe ist als Handlung eines Staates im

Sinne des Völkerrechts zu werten, wenn die Person oder Personengruppe dabei faktisch im

Auftrag oder unter der Leitung oder Kontrolle dieses Staates handelt.

Artikel 9

Verhalten im Falle der Abwesenheit oder des Ausfalls der staatlichen Stellen

Das Verhalten einer Person oder Personengruppe ist als Handlung eines Staates im

Sinne des Völkerrechts zu werten, wenn die Person oder Personengruppe im Falle der Abwesenheit

oder des Ausfalls der staatlichen Stellen faktisch hoheitliche Befugnisse ausübt

und die Umstände die Ausübung dieser Befugnisse erfordern.

Artikel 10

Verhalten einer aufständischen oder sonstigen Bewegung

1. Das Verhalten einer aufständischen Bewegung, die zur neuen Regierung eines Staates

wird, ist als Handlung des Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten.

2. Das Verhalten einer aufständischen oder sonstigen Bewegung, der es gelingt, in einem

Teil des Hoheitsgebiets eines bestehenden Staates oder in einem seiner Verwaltung unterste-
henden Gebiet einen neuen Staat zu gründen, ist als Handlung des neuen Staates im Sinne

des Völkerrechts zu werten.

3. Dieser Artikel berührt nicht die Zurechnung eines Verhaltens zu einem Staat, gleichviel

in welcher Beziehung es zu dem der betreffenden Bewegung steht, wenn dieses Verhalten

auf Grund der Artikel 4 bis 9 als Handlung dieses Staates zu gelten hat.

Artikel 11

Verhalten, das ein Staat als sein eigenes anerkennt und annimmt

Ein Verhalten, das einem Staat nach den vorstehenden Artikeln nicht zugerechnet

werden kann, ist gleichwohl als Handlung des Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten,

wenn und soweit der Staat dieses Verhalten als sein eigenes anerkennt und annimmt.

Kapitel III

Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung

Artikel 12

Vorliegen der Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung

Eine Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung seitens eines Staates liegt vor,

wenn eine Handlung dieses Staates nicht im Einklang mit dem steht, was die Verpflichtung,

unabhängig von ihrem Ursprung oder ihrem Wesen, von ihm verlangt.

Artikel 13

Gültige völkerrechtliche Verpflichtung eines Staates

Eine Handlung eines Staates stellt nur dann eine Verletzung einer völkerrechtlichen

Verpflichtung dar, wenn die Verpflichtung zum Zeitpunkt der Handlung für den Staat bindend

war.

Artikel 14

Dauer der Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung

1. Die Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung durch eine nicht fortdauernde

Handlung eines Staates tritt in dem Zeitpunkt ein, in dem die Handlung stattfindet, selbst

wenn ihre Auswirkungen andauern.

2. Die Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung durch eine fortdauernde Handlung

eines Staates erstreckt sich über den gesamten Zeitraum, während dessen die Handlung

andauert und nicht im Einklang mit dieser völkerrechtlichen Verpflichtung steht.

3. Die Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung eines Staates, ein bestimmtes

Ereignis zu verhindern, tritt ein, wenn das Ereignis stattfindet, und erstreckt sich über den

gesamten Zeitraum, während dessen das Ereignis andauert und nicht im Einklang mit dieser

Verpflichtung steht.

Artikel 15

Verletzung durch eine zusammengesetzte Handlung

1. Die Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung eines Staates durch eine Reihe

von Handlungen oder Unterlassungen, die in ihrer Gesamtheit als rechtswidrig definiert

werden, tritt ein, wenn die Handlung oder Unterlassung stattfindet, die zusammen mit den

anderen Handlungen oder Unterlassungen ausreicht, um den deliktischen Tatbestand zu erfüllen.
2. In einem solchen Fall erstreckt sich die Verletzung über den gesamten Zeitraum, der

mit der ersten Handlung oder Unterlassung beginnt, und dauert so lange an, wie diese Handlungen

oder Unterlassungen wiederholt werden und nicht im Einklang mit der völkerrechtlichen

Verpflichtung stehen.

Kapitel IV

Verantwortlichkeit eines Staates im Zusammenhang mit der Handlung eines anderen

Staates

Artikel 16

Beihilfe oder Unterstützung bei der Begehung einer völkerrechtswidrigen Handlung

Ein Staat, der einem anderen Staat bei der Begehung einer völkerrechtswidrigen

Handlung Beihilfe leistet oder Unterstützung gewährt, ist dafür völkerrechtlich verantwortlich,

a) wenn er dies in Kenntnis der Umstände der völkerrechtswidrigen Handlung tut

und

b) wenn die Handlung völkerrechtswidrig wäre, wenn er sie selbst beginge.

Artikel 17

Leitung und Kontrolle bei der Begehung einer völkerrechtswidrigen Handlung

Ein Staat, der einen anderen Staat bei der Begehung einer völkerrechtswidrigen Handlung

leitet und ihn kontrolliert, ist dafür völkerrechtlich verantwortlich,

a) wenn er dies in Kenntnis der Umstände der völkerrechtswidrigen Handlung tut

und

b) wenn die Handlung völkerrechtswidrig wäre, wenn er sie selbst beginge.

Artikel 18

Nötigung eines anderen Staates

Ein Staat, der einen anderen Staat nötigt, eine Handlung zu begehen, ist für diese

Handlung völkerrechtlich verantwortlich,

a) wenn die Handlung bei Abwesenheit von Nötigung eine völkerrechtswidrige

Handlung des gezwungenen Staates wäre und

b) wenn der nötigende Staat dies in Kenntnis der Umstände der Handlung tut.

Artikel 19

Wirkung dieses Kapitels

Dieses Kapitel lässt die nach anderen Bestimmungen dieser Artikel bestehende völkerrechtliche

Verantwortlichkeit des Staates, der die betreffende Handlung begeht, oder

jedes anderen Staates unberührt.
Kapitel V

Umstände, welche die Rechtswidrigkeit ausschließen

Artikel 20

Einwilligung

Die gültige Einwilligung eines Staates in die Begehung einer bestimmten Handlung

durch einen anderen Staat schließt die Rechtswidrigkeit dieser Handlung in Bezug auf den

ersteren Staat aus, soweit die Handlung im Rahmen dieser Einwilligung bleibt.

Artikel 21

Selbstverteidigung

Die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates ist ausgeschlossen, wenn es sich bei

der Handlung um eine rechtmäßige Maßnahme der Selbstverteidigung handelt, die im Einklang

mit der Charta der Vereinten Nationen ergriffen wird.

Artikel 22

Gegenmaßnahmen auf Grund einer völkerrechtswidrigen Handlung

Die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates, die mit einer völkerrechtlichen Verpflichtung

gegenüber einem anderen Staat nicht im Einklang steht, ist ausgeschlossen, wenn

und soweit die Handlung eine Gegenmaßnahme gegen den anderen Staat nach Kapitel II

des Dritten Teils darstellt.

Artikel 23

Höhere Gewalt

1. Die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates, die mit einer völkerrechtlichen Verpflichtung

dieses Staates nicht im Einklang steht, ist ausgeschlossen, wenn die Handlung

auf höhere Gewalt, das heißt das Auftreten einer unwiderstehlichen Gewalt oder eines unvorhergesehenen

Ereignisses, zurückzuführen ist, die außerhalb des Einflussbereichs des

Staates liegt und die Erfüllung der Verpflichtung unter den gegebenen Umständen tatsächlich

unmöglich macht.

2. Absatz 1 findet keine Anwendung,

a) wenn die Situation höherer Gewalt entweder ausschließlich oder zusammen mit

anderen Umständen auf das Verhalten des Staates zurückzuführen ist, der höhere Gewalt

geltend macht, oder

b) wenn der Staat die Gefahr des Eintretens dieser Situation in Kauf genommen

hat.

Artikel 24

Notlage

1. Die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates, die mit einer völkerrechtlichen Verpflichtung

dieses Staates nicht im Einklang steht, ist ausgeschlossen, wenn der Urheber der

Handlung in einer Notlage keine andere geeignete Möglichkeit hat, sein eigenes Leben oder

das Leben anderer Personen, die seiner Obhut anvertraut sind, zu retten.

2. Absatz 1 findet keine Anwendung,

a) wenn die Notlage entweder ausschließlich oder zusammen mit anderen Umständen

auf das Verhalten des Staates zurückzuführen ist, der sich auf die Notlage beruft, oder
b) wenn die Handlung geeignet ist, eine vergleichbare oder größere Gefahr herbeizuführen.

Artikel 25

Notstand

1. Ein Staat kann sich nur dann auf einen Notstand als Grund für den Ausschluss der

Rechtswidrigkeit einer Handlung, die mit einer völkerrechtlichen Verpflichtung dieses

Staates nicht im Einklang steht, berufen, wenn die Handlung

a) die einzige Möglichkeit für den Staat ist, ein wesentliches Interesse vor einer

schweren und unmittelbar drohenden Gefahr zu schützen, und

b) kein wesentliches Interesse des Staates oder der Staaten, gegenüber denen die

Verpflichtung besteht, oder der gesamten internationalen Gemeinschaft ernsthaft beeinträchtigt.

2. In keinem Fall kann ein Staat sich auf einen Notstand als Grund für den Ausschluss

der Rechtswidrigkeit berufen,

a) wenn die betreffende völkerrechtliche Verpflichtung die Möglichkeit der Berufung

auf einen Notstand ausschließt oder

b) wenn der Staat zu der Notstandssituation beigetragen hat.

Artikel 26

Einhaltung zwingender Normen

Dieses Kapitel schließt die Rechtswidrigkeit der Handlung eines Staates nicht aus, die

mit einer Verpflichtung, die sich aus einer zwingenden Norm des allgemeinen Völkerrechts

ergibt, nicht im Einklang steht.

Artikel 27

Folgen der Geltendmachung von Umständen, welche die Rechtswidrigkeit ausschließen

Die Geltendmachung eines Umstands, der die Rechtswidrigkeit nach diesem Kapitel

ausschließt, berührt nicht

a) die Erfüllung der betreffenden Verpflichtung, wenn und soweit der die Rechtswidrigkeit

ausschließende Umstand nicht weiter besteht;

b) die Frage der Entschädigung für jeden durch die betreffende Handlung verursachten

erheblichen Schaden.
ZWEITER TEIL

INHALT DER VÖLKERRECHTLICHEN VERANTWORTLICHKEIT EINES

STAATES

Kapitel I

Allgemeine Grundsätze

Artikel 28

Rechtsfolgen einer völkerrechtswidrigen Handlung

Die völkerrechtliche Verantwortlichkeit eines Staates, die sich aus einer völkerrechtswidrigen

Handlung nach den Bestimmungen des Ersten Teils ergibt, zieht die in diesem Teil

beschriebenen Rechtsfolgen nach sich.

Artikel 29

Fortbestehen der Erfüllungspflicht

Die Rechtsfolgen einer völkerrechtswidrigen Handlung nach diesem Teil berühren

nicht die fortbestehende Verpflichtung des verantwortlichen Staates zur Erfüllung der verletzten

Verpflichtung.

Artikel 30

Beendigung und Nichtwiederholung

Der für die völkerrechtswidrige Handlung verantwortliche Staat ist verpflichtet,

a) die Handlung, falls sie andauert, zu beenden;

b) angemessene Zusagen und Garantien der Nichtwiederholung zu geben, falls die

Umstände dies erfordern.

Artikel 31

Wiedergutmachung

1. Der verantwortliche Staat ist verpflichtet, volle Wiedergutmachung für den durch die

völkerrechtswidrige Handlung verursachten Schaden zu leisten.

2. Der Schaden umfasst jeden materiellen oder immateriellen Schaden, der durch die

völkerrechtswidrige Handlung eines Staates verursacht worden ist.

Artikel 32

Unerheblichkeit des innerstaatlichen Rechts

Der verantwortliche Staat kann sich nicht auf sein innerstaatliches Recht berufen, um

die Nichterfüllung der ihm nach diesem Teil obliegenden Verpflichtungen zu rechtfertigen.

Artikel 33

Umfang der in diesem Teil aufgeführten völkerrechtlichen Verpflichtungen

1. Die in diesem Teil aufgeführten Verpflichtungen des verantwortlichen Staates können

gegenüber einem anderen Staat, mehreren Staaten oder der gesamten internationalen Gemeinschaft

bestehen, insbesondere je nach Wesen und Inhalt der völkerrechtlichen Verpflichtung

sowie den Umständen ihrer Verletzung.
2. Dieser Teil berührt kein sich aus der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit eines

Staates ergebendes Recht, das einer Person oder einer Stelle, die kein Staat ist, unmittelbar

erwächst.

Kapitel II

Wiedergutmachung des Schadens

Artikel 34

Formen der Wiedergutmachung

Die volle Wiedergutmachung des durch eine völkerrechtswidrige Handlung verursachten

Schadens erfolgt durch Restitution, Schadenersatz und Genugtuung, entweder einzeln

oder in Verbindung miteinander, in Übereinstimmung mit diesem Kapitel.

Artikel 35

Restitution

Ein für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwortlicher Staat ist verpflichtet,

Restitution zu leisten, das heißt den vor der Begehung der Handlung herrschenden Zustand

wiederherzustellen, sofern und soweit die Restitution

a) nicht tatsächlich unmöglich ist;

b) nicht mit einer Belastung verbunden ist, die außer allem Verhältnis zu dem

Nutzen steht, der durch Restitution anstelle von Schadenersatz entsteht.

Artikel 36

Schadenersatz

1. Der für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwortliche Staat ist verpflichtet, den

durch die Handlung verursachten Schaden zu ersetzen, soweit dieser Schaden nicht durch

Restitution wiedergutgemacht wird.

2. Der Schadenersatz umfasst jeden finanziell messbaren Schaden, einschließlich des

entgangenen Gewinns, soweit ein solcher ermittelt wird.

Artikel 37

Genugtuung

1. Der für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwortliche Staat ist verpflichtet, für

den durch die Handlung verursachten Schaden Genugtuung zu leisten, soweit er nicht durch

Restitution oder Schadenersatz wiedergutzumachen ist.

2. Die Genugtuung kann in Form des Geständnisses der Verletzung, eines Ausdrucks des

Bedauerns, einer förmlichen Entschuldigung oder auf andere geeignete Weise geleistet werden.

3. Die Genugtuung darf nicht außer Verhältnis zu dem Schaden stehen und darf keine für

den verantwortlichen Staat erniedrigende Form annehmen.

Artikel 38

Zinsen

1. Zinsen auf jede nach diesem Kapitel geschuldete Hauptforderung sind zahlbar, soweit

dies notwendig ist, um eine vollständige Wiedergutmachung zu gewährleisten. Der Zinssatz

und die Berechnungsmethode sind so festzusetzen, dass dieses Ergebnis erreicht wird.
2. Die Zinsen laufen von dem Tag, an dem der Kapitalbetrag hätte gezahlt werden sollen,

bis zu dem Tag, an dem die Zahlungsverpflichtung erfüllt wird.

Artikel 39

Mitverschulden am Schaden

Bei der Festsetzung der Wiedergutmachung ist zu berücksichtigen, inwieweit der verletzte

Staat oder eine Person oder Stelle, bezüglich deren Wiedergutmachung verlangt wird,

den Schaden durch vorsätzliches oder fahrlässiges Tun oder Unterlassen mitverschuldet hat.

Kapitel III

Schwerwiegende Verletzungen von Verpflichtungen, die sich aus zwingenden Normen

des allgemeinen Völkerrechts ergeben

Artikel 40

Anwendungsbereich dieses Kapitels

1. Dieses Kapitel findet Anwendung auf die völkerrechtliche Verantwortlichkeit, die begründet

wird, wenn ein Staat eine sich aus einer zwingenden Norm des allgemeinen Völkerrechts

ergebende Verpflichtung in schwerwiegender Weise verletzt.

2. Die Verletzung einer solchen Verpflichtung ist schwerwiegend, wenn sie eine grobe

oder systematische Nichterfüllung der Verpflichtung durch den verantwortlichen Staat bedeutet.

Artikel 41

Besondere Folgen der schwerwiegenden Verletzung einer Verpflichtung nach diesem Kapitel

1. Die Staaten arbeiten zusammen, um jeder schwerwiegenden Verletzung im Sinne des

Artikels 40 mit rechtmäßigen Mitteln ein Ende zu setzen.

2. Kein Staat erkennt einen Zustand, der durch eine schwerwiegende Verletzung im

Sinne des Artikels 40 herbeigeführt wurde, als rechtmäßig an oder leistet Beihilfe oder Unterstützung

zur Aufrechterhaltung dieses Zustands.

3. Dieser Artikel berührt nicht die anderen in diesem Teil genannten Folgen und alle

weiteren Folgen, die eine Verletzung, auf die dieses Kapitel Anwendung findet, nach dem

Völkerrecht nach sich ziehen kann.

DRITTER TEIL

DURCHSETZUNG DER VÖLKERRECHTLICHEN VERANTWORTLICHKEIT

EINES STAATES

Kapitel I

Geltendmachung der Verantwortlichkeit eines Staates

Artikel 42

Geltendmachung der Verantwortlichkeit durch einen verletzten Staat

Ein Staat ist berechtigt, als verletzter Staat die Verantwortlichkeit eines anderen

Staates geltend zu machen, wenn die Verpflichtung, die verletzt wurde,

a) allein diesem Staat gegenüber besteht oder
b) gegenüber einer Gruppe von Staaten, die diesen Staat einschließt, oder gegenüber

der gesamten internationalen Gemeinschaft, und die Verletzung der Verpflichtung

i) speziell diesen Staat betrifft oder

ii) so beschaffen ist, dass sie die Lage aller anderen Staaten, gegenüber denen die

Verpflichtung besteht, hinsichtlich der weiteren Erfüllung der Verpflichtung

grundlegend ändert.

Artikel 43

Anzeige des Anspruchs durch den verletzten Staat

1. Macht der verletzte Staat die Verantwortlichkeit eines anderen Staates geltend, so

zeigt er diesem Staat seinen Anspruch an.

2. Der verletzte Staat kann insbesondere angeben,

a) welches Verhalten der verantwortliche Staat befolgen soll, um die völkerrechtswidrige

Handlung, sofern sie andauert, zu beenden;

b) in welcher Form die Wiedergutmachung nach den Bestimmungen des Zweiten

Teils erfolgen soll.

Artikel 44

Zulässigkeit von Ansprüchen

Die Verantwortlichkeit eines Staates kann nicht geltend gemacht werden,

a) wenn der Anspruch nicht im Einklang mit den anwendbaren Regeln über die

Nationalität von Ansprüchen geltend gemacht wird;

b) wenn auf den Anspruch die Regel über die Erschöpfung der innerstaatlichen

Rechtsmittel Anwendung findet und nicht alle verfügbaren und wirksamen innerstaatlichen

Rechtsmittel erschöpft wurden.

Artikel 45

Verlust des Rechts, die Verantwortlichkeit eines Staates geltend zu machen

Die Verantwortlichkeit eines Staates kann nicht geltend gemacht werden,

a) wenn der verletzte Staat wirksam auf den Anspruch verzichtet hat;

b) wenn auf Grund des Verhaltens des verletzten Staates anzunehmen ist, dass er

wirksam in das Erlöschen seines Anspruchs eingewilligt hat.

Artikel 46

Mehrheit verletzter Staaten

Werden mehrere Staaten durch dieselbe völkerrechtswidrige Handlung verletzt, so

kann jeder verletzte Staat gesondert die Verantwortlichkeit des Staates geltend machen, der

die völkerrechtswidrige Handlung begangen hat.
Artikel 47

Mehrheit verantwortlicher Staaten

1. Sind mehrere Staaten für dieselbe völkerrechtswidrige Handlung verantwortlich, so

kann in Bezug auf diese Handlung die Verantwortlichkeit eines jeden Staates geltend

gemacht werden.

2. Absatz 1

a) gestattet einem verletzten Staat nicht, einen Schadenersatz zu erlangen, der den

von ihm erlittenen Schaden übersteigt;

b) berührt nicht das Recht, bei den anderen verantwortlichen Staaten Rückgriff zu

nehmen.

Artikel 48

Geltendmachung der Verantwortlichkeit eines Staates durch einen anderen Staat als den

verletzten Staat

1. Jeder andere Staat als der verletzte Staat ist berechtigt, nach Absatz 2 die Verantwortlichkeit

eines anderen Staates geltend zu machen,

a) wenn die Verpflichtung, die verletzt wurde, gegenüber einer Gruppe von Staaten

besteht, die diesen Staat einschließt, und zum Schutz eines gemeinschaftlichen Interesses

der Gruppe begründet wurde, oder

b) wenn die Verpflichtung, die verletzt wurde, gegenüber der gesamten internationalen

Gemeinschaft besteht.

2. Jeder Staat, der nach Absatz 1 berechtigt ist, die Verantwortlichkeit eines Staates

geltend zu machen, kann von dem verantwortlichen Staat verlangen,

a) im Einklang mit Artikel 30 die völkerrechtswidrige Handlung zu beenden sowie

Zusagen und Garantien der Nichtwiederholung zu geben und

b) die Verpflichtung zur Wiedergutmachung nach den vorstehenden Artikeln zu

Gunsten des verletzten Staates oder der Begünstigten der Verpflichtung, die verletzt wurde,

zu erfüllen.

3. Die in den Artikeln 43, 44 und 45 genannten Bedingungen für die Geltendmachung

der Verantwortlichkeit durch einen verletzten Staat finden Anwendung auf die Geltendmachung

der Verantwortlichkeit durch einen Staat, der nach Absatz 1 dazu berechtigt ist.

Kapitel II

Gegenmaßnahmen

Artikel 49

Zweck und Begrenzung von Gegenmaßnahmen

1. Der verletzte Staat darf gegen den für die völkerrechtswidrige Handlung verantwortlichen

Staat Gegenmaßnahmen nur zu dem Zweck ergreifen, ihn zur Erfüllung seiner Verpflichtungen

nach dem Zweiten Teil zu veranlassen.

2. Gegenmaßnahmen sind auf die vorübergehende Nichterfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen

begrenzt, die der die Maßnahmen ergreifende Staat gegenüber dem verantwortlichen

Staat hat.
3. Gegenmaßnahmen sind möglichst in einer Weise zu ergreifen, die die Wiederaufnahme

der Erfüllung der betreffenden Verpflichtungen zulässt.

Artikel 50

Verpflichtungen, die von Gegenmaßnahmen nicht berührt werden

1. Gegenmaßnahmen lassen folgende Verpflichtungen unberührt:

a) die in der Charta der Vereinten Nationen verankerte Verpflichtung, die Androhung

oder Anwendung von Gewalt zu unterlassen;

b) die Verpflichtungen zum Schutz der grundlegenden Menschenrechte;

c) die Verpflichtungen humanitärer Art, die Repressalien verbieten;

d) andere Verpflichtungen, die sich aus zwingenden Normen des allgemeinen Völkerrechts

ergeben.

2. Der Staat, der Gegenmaßnahmen ergreift, ist nicht von seinen Verpflichtungen entbunden,

a) die ihm nach einem Streitbeilegungsverfahren obliegen, das zwischen ihm und

dem verantwortlichen Staat Anwendung findet;

b) die Unverletzlichkeit der diplomatischen und konsularischen Vertreter, Räumlichkeiten,

Archive und Dokumente zu achten.

Artikel 51

Verhältnismäßigkeit

Gegenmaßnahmen müssen in einem angemessenen Verhältnis zu dem erlittenen

Schaden stehen, wobei die Schwere der völkerrechtswidrigen Handlung und die betreffenden

Rechte zu berücksichtigen sind.

Artikel 52

Bedingungen für die Anwendung von Gegenmaßnahmen

1. Bevor der verletzte Staat Gegenmaßnahmen ergreift,

a) hat er den verantwortlichen Staat im Einklang mit Artikel 43 aufzufordern, die

ihm nach dem Zweiten Teil obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen;

b) hat er dem verantwortlichen Staat jeden Beschluss, Gegenmaßnahmen zu ergreifen,

zu notifizieren und ihm Verhandlungen anzubieten.

2. Ungeachtet des Absatzes 1 Buchstabe b kann der verletzte Staat die dringlichen Gegenmaßnahmen

ergreifen, die zur Wahrung seiner Rechte erforderlich sind.

3. Gegenmaßnahmen dürfen nicht ergriffen werden, und bereits ergriffene Gegenmaßnahmen

müssen ohne schuldhaftes Zögern suspendiert werden,

a) wenn die völkerrechtswidrige Handlung nicht länger andauert und

b) wenn die Streitigkeit vor einem Gericht anhängig ist, das befugt ist, für die Parteien

bindende Entscheidungen zu fällen.

4. Absatz 3 findet keine Anwendung, wenn der verantwortliche Staat die Streitbeilegungsverfahren

nicht nach Treu und Glauben anwendet.
Artikel 53

Beendigung der Gegenmaßnahmen

Gegenmaßnahmen sind zu beenden, sobald der verantwortliche Staat die ihm nach

dem Zweiten Teil obliegenden Verpflichtungen in Bezug auf die völkerrechtswidrige

Handlung erfüllt hat.

Artikel 54

Ergreifung von Maßnahmen durch andere Staaten als den verletzten Staat

Dieses Kapitel berührt nicht das Recht eines Staates, der nach Artikel 48 Absatz 1 berechtigt

ist, die Verantwortlichkeit eines anderen Staates geltend zu machen, rechtmäßige

Maßnahmen gegen diesen Staat zu ergreifen, um die Beendigung der Verletzung und die

Wiedergutmachung zu Gunsten des verletzten Staates oder der Begünstigten der Verpflichtung,

die verletzt wurde, sicherzustellen.

VIERTER TEIL

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 55

Lex specialis

Diese Artikel finden keine Anwendung, wenn und soweit die Voraussetzungen für das

Vorliegen einer völkerrechtswidrigen Handlung oder der Inhalt oder die Durchsetzung der

völkerrechtlichen Verantwortlichkeit eines Staates speziellen Regeln des Völkerrechts

unterliegen.

Artikel 56

Fragen der Staatenverantwortlichkeit, die nicht durch diese Artikel geregelt sind

Soweit Fragen der Verantwortlichkeit eines Staates für eine völkerrechtswidrige

Handlung durch diese Artikel nicht geregelt werden, unterliegen sie weiterhin den anwendbaren

Regeln des Völkerrechts.

Artikel 57

Verantwortlichkeit internationaler Organisationen

Diese Artikel lassen Fragen der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit einer internationalen

Organisation oder eines Staates für das Verhalten einer internationalen Organisation

unberührt.

Artikel 58

Individuelle Verantwortlichkeit

Diese Artikel lassen Fragen der individuellen völkerrechtlichen Verantwortlichkeit

von Personen, die im Namen eines Staates handeln, unberührt.

Artikel 59

Charta der Vereinten Nationen

Diese Artikel lassen die Charta der Vereinten Nationen unberührt.
� Vgl. Ziegler, Die Bedeutung des Westf Friedens von 1648 für das europ VöR, AVR 1999, 129 ff.
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